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Gesetzentwurf 
 
der Fraktion der SPD  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
Gesetz zur Sicherung von Schullaufbahnen und zur Weiterentwicklung des Schul-
rechts (12. Schulrechtsänderungsgesetz) 
 
 
A Problem 
 
In Nordrhein-Westfalen sinkt die Nachfrage nach Hauptschulplätzen. Schulen, die die Min-
destgröße nicht mehr erreichen, werden durch Beschluss der Schulträger aufgelöst. Die Fol-
ge ist, dass in vielen Gemeinden kein Hauptschulangebot mehr vorgehalten wird. In solchen 
Fällen steht beim Wechsel von der Realschule in die Hauptschule kein geeignetes Schulan-
gebot zur Verfügung. Damit werden individuelle Bildungsverläufe gefährdet.  
 
Die Besetzung von Schulleitungsstellen hat zu verwaltungsgerichtlichen Verfahren geführt, in 
denen das geltende Recht in Frage gestellt worden ist. Die Entscheidungen betrafen vor-
nehmlich die rechtliche Bedeutung des Wahlvorschlags der Schulkonferenz, das Vetorecht 
des Schulträgers und die geforderte Verwendungsbreite der Bewerberinnen und Bewerber. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat am 13. März 2015 einen Beschluss zum Kopftuchverbot 
für Lehrerinnen an nordrhein-westfälischen Schulen veröffentlicht (Az. 1 BvR 471/10 und 1 
BvR 1181/10).  
 
Es hat entschieden, dass § 57 Absatz 4 Sätze 1 und 2 des Schulgesetzes NRW (SchulG), 
auf die bis dahin das generelle Kopftuchverbot für Lehrerinnen an nordrhein-westfälischen 
Schulen gestützt wurde, verfassungskonform einschränkend auszulegen sind. Das Tragen 
eines Kopftuchs oder eines sonstigen religiös konnotierten Kleidungsstücks oder Symbols 
darf einer Lehrkraft nur verboten werden, wenn von dem Kleidungsstück oder Symbol im 
Einzelfall eine hinreichend konkrete Gefährdung für den Schulfrieden oder die staatliche 
Neutralität ausgeht. § 57 Absatz 4 Satz 3 SchulG, der eine Privilegierung zugunsten der 
Darstellung christlich-abendländischer Bildungs- und Kulturwerte vorsieht, hat das Bundes-
verfassungsgericht für nichtig erklärt. 
 
Zudem bedarf das Schulgesetz in einzelnen Punkten der Rechtsbereinigung.  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8441 

 
 

2 

B Lösung 
 
Durch das Gesetz werden die Empfehlungen der Bildungskonferenz vom 28. November 
2014 zur Sicherung von Bildungsverläufen umgesetzt, soweit dafür Änderungen des Schul-
gesetzes erforderlich sind. Dazu wird mit § 132 c eine Regelung in das Schulgesetz einge-
fügt, die es ermöglicht, an Realschulen ab Klasse 7 den Bildungsgang der Hauptschule ein-
zurichten, bei dem der Unterricht in der Regel in binnendifferenzierter Form im Klassenver-
band der Realschule stattfinden soll.  
 
Die gesetzlichen Vorgaben zur Bestellung der Schulleiterin oder des Schulleiters (§ 61 
SchulG) werden neu gefasst. 
 
Der aufgrund der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nichtige § 57 Absatz 4 Satz 
3 SchulG wird aus Gründen der Klarstellung aufgehoben.  
 
Anpassungs- und Überarbeitungsbedarfen wird durch eine Reihe von Einzelregelungen 
Rechnung getragen. 
 
 
C Alternativen  
 
Keine 
 
 
D Kosten  
 
Keine 
 
 
E Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-
Westfalen. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände  
 
Keine 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und privaten Haushalte  
 
Keine 
 
 
H Geschlechterdifferenzierte Folgenabschätzung 
 
In diesem Gesetzentwurf gibt es keine Regelungen, die nach dem Geschlecht unterschei-
den. Schülerinnen und Schüler sowie Lehrerinnen und Lehrer sind gleichermaßen betroffen.  
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Die Regelung des § 57 Absatz 4 SchulG gilt unterschiedslos für Frauen und Männer. Fak-
tisch waren von ihr bisher jedoch ausschließlich Kopftuch tragende muslimische Frauen be-
troffen. Aufgrund der vom Bundesverfassungsgericht vorgegebenen einschränkenden ver-
fassungskonformen Auslegung der Vorschrift ist Musliminnen das religiös motivierte Tragen 
eines Kopftuchs in der Schule jetzt grundsätzlich erlaubt.  
 
 
I Befristung von Vorschriften  
 
Das Schulgesetz unterliegt einer allgemeinen und vier besonderen Evaluations- und Be-
richtspflichten. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen  

Gesetz zur Sicherung von Schullaufbah-
nen und zur Weiterentwicklung des 
Schulrechts (12. Schulrechtsänderungs-
gesetz) 
 

  

Artikel 1 
 
Das Schulgesetz NRW vom 15. Februar 
2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt durch 
Gesetz vom 25. März 2015 (GV. NRW.  
S. 309) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

  
 

Schulgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (Schulgesetz NRW - SchulG) 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der 
Angabe zu § 132b folgende Angabe 
eingefügt: 

 
„§ 132c Sicherung von Schullaufbah-

nen“. 
 

 § 132b  Übergangsvorschrift zum Schul-
versuch PRIMUS 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. In § 5 Absatz 2 wird nach dem Wort 

„tragen“ ein Komma eingefügt. 
 

 § 5 
Öffnung von Schule, Zusammenarbeit 

mit außerschulischen Partnern 
 

(1) Die Schule wirkt mit Personen und Ein-
richtungen ihres Umfeldes zur Erfüllung des 
schulischen Bildungs- und Erziehungsauf-
trages und bei der Gestaltung des Über-
gangs von den Tageseinrichtungen für Kin-
der in die Grundschule zusammen. 
 
(2) Schulen sollen in gemeinsamer Verant-
wortung mit den Trägern der öffentlichen 
und der freien Jugendhilfe, mit Religions-
gemeinschaften und mit anderen Partnern 
zusammenarbeiten, die Verantwortung für 
die Belange von Kindern, Jugendlichen und 
jungen Volljährigen tragen und Hilfen zur 
beruflichen Orientierung geben. 
 
(3) Vereinbarungen nach den Absätzen 1 
und 2 bedürfen der Zustimmung der Schul-
konferenz. 
 
 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=223&bes_id=7345&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Schulgesetz#det330958
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=223&bes_id=7345&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Schulgesetz#det330958
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3. In § 34 Absatz 5 Satz 2 werden die 

Wörter „Eine Ausnahme“ durch die 
Wörter „Der Besuch einer anderen 
Schule“ ersetzt. 

 

 § 34 
Grundsätze 

 
(1) Schulpflichtig ist, wer in Nordrhein-
Westfalen seinen Wohnsitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt oder seine Ausbil-
dungs-oder Arbeitsstätte hat. 
 
(2) Die Schulpflicht umfasst in der Primar-
stufe und in der Sekundarstufe I die Pflicht 
zum Besuch einer Vollzeitschule (Vollzeit-
schulpflicht) und in der Sekundarstufe II die 
Pflicht zum Besuch der Berufsschule oder 
eines anderen Bildungsgangs des Berufs-
kollegs oder einer anderen Schule der Se-
kundarstufe II. Sie wird durch den Besuch 
einer öffentlichen Schule oder einer Ersatz-
schule erfüllt. 
 
(3) Während der Dauer der Vollzeitschul-
pflicht können Schulpflichtige eine aner-
kannte Ergänzungsschule besuchen, wenn 
die obere Schulaufsichtsbehörde nach  
§ 118 Abs. 2 festgestellt hat, dass an ihr 
zumindest das Bildungsziel der Hauptschule 
erreicht werden kann.  
 
(4) Während der Dauer der Schulpflicht in 
der Sekundarstufe II können Schulpflichtige, 
die sich nicht in einem Berufsausbildungs-
verhältnis befinden, eine Ergänzungsschule 
besuchen, wenn die obere Schulaufsichts-
behörde festgestellt hat, dass an ihr 
 
a) das Bildungsziel der Berufsschule er-

reicht werden kann oder 
b) allgemein bildender oder berufsbilden-

der Vollzeitunterricht erteilt wird, der 
den Besuch der Ergänzungsschule an-
stelle der Berufsschule vertretbar 
macht. 

 
(5) Die Schulpflicht ist grundsätzlich durch 
den Besuch einer deutschen Schule zu er-
füllen. Eine Ausnahme ist bei Vorliegen ei-
nes wichtigen Grundes möglich, insbeson-
dere dann, wenn die Schülerin oder der 
Schüler  
 
a) sich nur vorübergehend in Deutschland 

aufhält oder 
b) eine ausländische oder internationale 

Ergänzungsschule besucht, deren Eig-
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nung zur Erfüllung der Schulpflicht das 
Ministerium nach § 118 Abs. 3 festge-
stellt hat. 

 
Über Ausnahmen gemäß Satz 2 Buchstabe 
a) entscheidet die Schulaufsichtsbehörde. 
In den Fällen des Satzes 2 Buchstabe b) ist 
der Schulbesuch der Schulaufsichtsbehörde 
durch den Schulträger anzuzeigen. Völker-
rechtliche Abkommen und zwischenstaatli-
che Vereinbarungen bleiben unberührt. 
 
(6) Die Schulpflicht besteht für Kinder von 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und 
alleinstehende Kinder und Jugendliche, die 
einen Asylantrag gestellt haben, sobald sie 
einer Gemeinde zugewiesen sind und so-
lange ihr Aufenthalt gestattet ist. Für ausrei-
sepflichtige ausländische Kinder und Ju-
gendliche besteht die Schulpflicht bis zur 
Erfüllung ihrer Ausreisepflicht. Im Übrigen 
unterliegen Kinder von Ausländerinnen und 
Ausländern der Schulpflicht, wenn die Vo-
raussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 
 

 
 
 
 
4. In § 37 Absatz 1 Satz 1 wird nach der 

Angabe „Sekundarstufe I“ das Wort 
„(Vollzeitschulpflicht)“ eingefügt. 

 

 § 37 
Schulpflicht in der Primarstufe  

und in der Sekundarstufe I 
 

(1) Die Schulpflicht in der Primarstufe und 
der Sekundarstufe I dauert zehn Schuljahre, 
am Gymnasium neun Schuljahre (§ 10 
Abs. 3). Sie wird durch den Besuch der 
Grundschule und einer weiterführenden 
allgemein bildenden Schule erfüllt. Sie en-
det vorher, wenn die Schülerin oder der 
Schüler einen der nach dem zehnten Voll-
zeitschuljahr vorgesehen Abschlüsse in 
weniger als zehn Schuljahren erreicht hat. 
Durchläuft eine Schülerin oder ein Schüler 
die Schuleingangsphase in drei Jahren  
(§ 11 Abs. 2 Satz 4), wird das dritte Jahr 
nicht auf die Dauer der Schulpflicht ange-
rechnet. 
 
(2) Schulpflichtige mit zehnjähriger Vollzeit-
schulpflicht, die am Ende des neunten Voll-
zeitpflichtschuljahres in ein Berufsausbil-
dungsverhältnis eintreten, erfüllen die Voll-
zeitschulpflicht im zehnten Jahr durch den 
Besuch der Fachklasse der Berufsschule  
(§ 22 Abs. 4 Nr. 1), im Falle des Abbruchs 
der Berufsausbildung durch den Besuch 
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eines vollzeitschulischen Bildungsganges 
der Berufsschule (§ 22 Abs. 4 Nr. 2 bis 4). 
Die Schulaufsichtsbehörde kann in Aus-
nahmefällen zulassen, dass Schulpflichtige 
im zehnten Jahr der Schulpflicht einen Un-
terricht in einer schulischen oder außer-
schulischen Einrichtung besuchen, in der 
sie durch besondere Fördermaßnahmen die 
Allgemeinbildung erweitern können und auf 
die Aufnahme einer Berufsausbildung vor-
bereitet werden. 
 
(3) Die Schulpflicht nach Absatz 1 der Schü-
lerinnen und Schüler mit Bedarf an zieldiffe-
renter sonderpädagogischer Unterstützung 
dauert unabhängig vom Ort der sonderpä-
dagogischen Förderung zehn Schuljahre. 
Bei zielgleicher Förderung in Förderschulen 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
 
(4) Kinder und Jugendliche mit Bedarf an 
sonderpädagogischer Unterstützung kön-
nen, wenn das Bildungsziel in anderer Wei-
se nicht erreicht werden kann und Hilfen 
nach dem Achten Buch des Sozialgesetz-
buches erforderlich sind, auf Vorschlag des 
Jugendamtes und mit Zustimmung der El-
tern durch die Schulaufsichtsbehörde auch 
in Einrichtungen der Jugendhilfe unterge-
bracht werden, um dort ihre Schulpflicht zu 
erfüllen. 
 

5. § 43 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 
 
 
 
 
 

 § 43  
Teilnahme am Unterricht und  

an sonstigen Schulveranstaltungen 
 
(1) Schülerinnen und Schüler sind verpflich-
tet, regelmäßig am Unterricht und an den 
sonstigen verbindlichen Schulveranstaltun-
gen teilzunehmen. Die Meldung zur Teil-
nahme an einer freiwilligen Unterrichtsver-
anstaltung verpflichtet zur regelmäßigen 
Teilnahme mindestens für ein Schulhalb-
jahr. 
 
(2) Ist eine Schülerin oder ein Schüler durch 
Krankheit oder aus anderen nicht vorher-
sehbaren Gründen verhindert, die Schule zu 
besuchen, so benachrichtigen die Eltern 
unverzüglich die Schule und teilen schriftlich 
den Grund für das Schulversäumnis mit. Bei 
begründeten Zweifeln, ob Unterricht aus 
gesundheitlichen Gründen versäumt wird, 
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 „(3) Für nicht schulpflichtige Schü-

lerinnen gelten die Schutzfristen 
vor und nach der Geburt eines 
Kindes entsprechend den Rege-
lungen des Mutterschutzgesetzes.“ 

 
b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 

werden die Absätze 4 und 5. 
 
 

kann die Schule von den Eltern ein ärztli-
ches Attest verlangen und in besonderen 
Fällen ein schulärztliches oder amtsärztli-
ches Gutachten einholen. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
kann Schülerinnen und Schüler auf Antrag 
der Eltern aus wichtigem Grund bis zur 
Dauer eines Schuljahres vom Unterricht 
beurlauben oder von der Teilnahme an ein-
zelnen Unterrichts- oder Schulveranstaltun-
gen befreien. Längerfristige Beurlaubungen 
und Befreiungen bedürfen der Zustimmung 
der Schulaufsichtsbehörde. Dauerhafte Be-
urlaubungen und Befreiungen von schul-
pflichtigen Schülerinnen und Schülern zur 
Förderung wissenschaftlicher, sportlicher 
oder künstlerischer Hochbegabungen set-
zen voraus, dass für andere geeignete Bil-
dungsmaßnahmen gesorgt wird. 
 
(4) Alle Schülerinnen und Schüler sind wäh-
rend schulischer Veranstaltungen sowie auf 
den Wegen von und zu diesen im Rahmen 
der gesetzlichen Unfallversicherung nach 
dem SGB VII gegen Unfall versichert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 48 
Grundsätze der Leistungsbewertung 

 
 
(1) Die Leistungsbewertung soll über den 
Stand des Lernprozesses der Schülerin 
oder des Schülers Aufschluss geben; sie 
soll auch Grundlage für die weitere Förde-
rung der Schülerin oder des Schülers sein. 
Die Leistungen werden durch Noten bewer-
tet. Die Ausbildungs- und Prüfungsordnun-
gen können vorsehen, dass schriftliche 
Aussagen an die Stelle von Noten treten 
oder diese ergänzen. 
 
(2) Die Leistungsbewertung bezieht sich auf 
die im Unterricht vermittelten Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten. Grundlage der 
Leistungsbewertung sind alle von der Schü-
lerin oder dem Schüler im Beurteilungsbe-
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6. In § 48 Absatz 2 Satz 3 werden die 

Wörter „sowie die Ergebnisse zentraler 
Lernstandserhebungen“ gestrichen. 

 

reich „Schriftliche Arbeiten“ und im Beurtei-
lungsbereich „Sonstige Leistungen im Un-
terricht“ erbrachten Leistungen. Beide Beur-
teilungsbereiche sowie die Ergebnisse zent-
raler Lernstandserhebungen werden bei der 
Leistungsbewertung angemessen berück-
sichtigt.  
 
(3) Bei der Bewertung der Leistungen wer-
den folgende Notenstufen zu Grunde ge-
legt:  
 
1. sehr gut (1)  
 Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, 

wenn die Leistung den Anforderungen 
im besonderen Maße entspricht.  

2. gut (2)  
 Die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn 

die Leistung den Anforderungen voll 
entspricht.  

3. befriedigend (3)  
 Die Note „befriedigend“ soll erteilt wer-

den, wenn die Leistung im Allgemeinen 
den Anforderungen entspricht.  

4. ausreichend (4)  
 Die Note „ausreichend“ soll erteilt wer-

den, wenn die Leistung zwar Mängel 
aufweist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht.  

5. mangelhaft (5)  
 Die Note „mangelhaft“ soll erteilt wer-

den, wenn die Leistung den Anforde-
rungen nicht entspricht, jedoch erken-
nen lässt, dass die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und 
die Mängel in absehbarer Zeit behoben 
werden können. 

6. ungenügend (6)  
 Die Note „ungenügend“ soll erteilt wer-

den, wenn die Leistung den Anforde-
rungen nicht entspricht und selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
dass die Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden können. 

 
(4) Werden Leistungen aus Gründen, die 
von der Schülerin oder dem Schüler nicht 
zu vertreten sind, nicht erbracht, können 
nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung Leistungsnachweise nachge-
holt und kann der Leistungsstand durch 
eine Prüfung festgestellt werden. 
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(5) Verweigert eine Schülerin oder ein 
Schüler die Leistung, so wird dies wie eine 
ungenügende Leistung bewertet. 
 
(6) Neben oder an Stelle der Noten nach 
Absatz 3 kann die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung ein Punktsystem vorsehen. 
Noten- und Punktsystem müssen sich 
wechselseitig umrechnen lassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 49 
Zeugnisse, Bescheinigungen über die 

Schullaufbahn 
 
(1) Schülerinnen und Schüler erhalten am 
Ende des Schuljahres und in der Regel am 
Ende des Schulhalbjahres oder des ent-
sprechenden Ausbildungsabschnittes ein 
Zeugnis über die erbrachten Leistungen 
oder eine Bescheinigung über die Schul-
laufbahn. Schülerinnen und Schüler, die die 
Schule verlassen, erhalten 
 
1. ein Abschlusszeugnis, wenn nach Erfül-

lung der Schulpflicht in der Sekundar-
stufe I oder II ein Abschluss erworben 
wurde, 

2. ein Abgangszeugnis, wenn eine Schule 
nach Erfüllung der Schulpflicht ohne 
Abschluss verlassen wird, 

3. ein Überweisungszeugnis, wenn sie 
innerhalb einer Schulstufe die Schule 
wechseln; auf Überweisungszeugnis-
sen sind erworbene Abschlüsse und 
Berechtigungen zu vermerken. 

 
(2) Neben den Angaben zum Leistungs-
stand werden in Zeugnissen und in Be-
scheinigungen über die Schullaufbahn die 
entschuldigten und unentschuldigten Fehl-
zeiten aufgenommen. Ferner können nach 
Entscheidung der Versetzungskonferenz 
Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten 
aufgenommen werden. Die Schulkonferenz 
stellt Grundsätze zu einer einheitlichen 
Handhabung der Aussagen auf. Die Auf-
nahme der Fehlzeiten und der Aussagen 
zum Arbeits- und Sozialverhalten entfällt bei 
Abschluss- und Abgangszeugnissen. 
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7. In § 49 Absatz 3 Satz 2 werden nach 

dem Wort „außerschulische“ ein Kom-
ma und das Wort „insbesondere“ einge-
fügt. 

 

(3) Nach Entscheidung der Zeugnis- oder 
Versetzungskonferenz werden weitere Be-
merkungen über besondere Leistungen und 
besonderen persönlichen Einsatz im außer-
unterrichtlichen Bereich in Zeugnissen und 
in Bescheinigungen über die Schullaufbah-
nen aufgenommen. Auf Wunsch der Schü-
lerin oder des Schülers können ebenfalls 
außerschulische ehrenamtliche Tätigkeiten 
gewürdigt werden. In Abschluss- und Ab-
gangszeugnissen beziehen sich die Bemer-
kungen auch auf die gesamte Schullauf-
bahn. 
 
(4) Zeugnisse, die zerstört oder abhanden 
gekommen sind, können durch eine Be-
scheinigung der oberen Schulaufsichtsbe-
hörde ersetzt werden, wenn bei der Schule 
keine oder nur noch unvollständige Zeug-
nisunterlagen vorhanden sind. Die Voraus-
setzungen für die Ausstellung der Beschei-
nigung sind von einer Person, die auf Grund 
ihrer dienstlichen Stellung von der Ablegung 
der Prüfung oder dem Erwerb des Befähi-
gungsnachweises Kenntnis hat, durch Ver-
sicherung an Eides Statt vor der oberen 
Schulaufsichtsbehörde zu bestätigen. Die 
Voraussetzungen können auch durch Versi-
cherung an Eides Statt vor der oberen 
Schulaufsichtsbehörde von zwei Personen 
bestätigt werden, die von der Ablegung der 
Prüfung oder dem Erwerb des Befähi-
gungsnachweises eigene Kenntnis haben. 
 

8. § 57 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 57 
Lehrerinnen und Lehrer 

 
(1) Lehrerinnen und Lehrer unterrichten, 
erziehen, beraten, beurteilen, beaufsichti-
gen und betreuen Schülerinnen und Schüler 
in eigener Verantwortung im Rahmen der 
Bildungs- und Erziehungsziele (§ 2), der 
geltenden Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, der Anordnungen der Schulauf-
sichtsbehörden und der Konferenzbe-
schlüsse; sie fördern alle Schülerinnen und 
Schüler umfassend. 
 
(2) Die Lehrerinnen und Lehrer wirken an 
der Gestaltung des Schullebens, an der 
Organisation der Schule und an der Fort-
entwicklung der Qualität schulischer Arbeit 
aktiv mit. Sie stimmen sich in der pädagogi-
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a) Satz 3 wird aufgehoben. 
 
b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3. 

 

schen Arbeit miteinander ab und arbeiten 
zusammen. 
 
(3) Lehrerinnen und Lehrer sind verpflichtet, 
sich zur Erhaltung und weiteren Entwicklung 
ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten selbst 
fortzubilden und an dienstlichen Fortbil-
dungsmaßnahmen auch in der unterrichts-
freien Zeit teilzunehmen. Die Genehmigung 
von Fortbildung während der Unterrichtszeit 
setzt in der Regel voraus, dass eine Vertre-
tung gesichert ist oder der Unterricht vorge-
zogen oder nachgeholt oder Unterrichtsaus-
fall auf andere Weise vermieden wird. 
 
(4) Lehrerinnen und Lehrer dürfen in der 
Schule keine politischen, religiösen, weltan-
schaulichen oder ähnliche äußere Bekun-
dungen abgeben, die geeignet sind, die 
Neutralität des Landes gegenüber Schüle-
rinnen und Schülern sowie Eltern oder den 
politischen, religiösen oder weltanschauli-
chen Schulfrieden zu gefährden oder zu 
stören. Insbesondere ist ein äußeres Ver-
halten unzulässig, welches bei Schülerinnen 
und Schülern oder den Eltern den Eindruck 
hervorrufen kann, dass eine Lehrerin oder 
ein Lehrer gegen die Menschenwürde, die 
Gleichberechtigung nach Artikel 3 des 
Grundgesetzes, die Freiheitsgrundrechte 
oder die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung auftritt. Die Wahrnehmung des 
Erziehungsauftrags nach Artikel 7 und 12 
Abs. 6 der Verfassung des Landes Nord-
rhein-Westfalen und die entsprechende 
Darstellung christlicher und abendländi-
scher Bildungs- und Kulturwerte oder Tradi-
tionen widerspricht nicht dem Verhaltens-
gebot nach Satz 1. Das Neutralitätsgebot 
des Satzes 1 gilt nicht im Religionsunterricht 
und in den Bekenntnis- und Weltanschau-
ungsschulen. 
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(5) Lehrerinnen und Lehrer an den öffentli-
chen Schulen des Landes, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände stehen im Dienst 
des Landes; § 124 bleibt unberührt. Sie sind 
in der Regel Beamtinnen und Beamte, wenn 
sie die für ihre Laufbahn erforderliche Befä-
higung besitzen und die sonstigen beamten-
rechtlichen Voraussetzungen erfüllen. Leh-
rerinnen und Lehrer können auch im Rah-
men von Gestellungsverträgen beschäftigt 
werden. 
 
(6) Die Einstellung einer Lehrerin oder eines 
Lehrers setzt als persönliches Eignungs-
merkmal voraus, dass sie oder er die Ge-
währ für die Einhaltung der Bestimmungen 
des Absatzes 4 in der gesamten voraus-
sichtlichen Dienstzeit bietet. Entsprechen-
des gilt für die Versetzung einer Lehrerin 
oder eines Lehrers eines anderen Dienst-
herrn in den nordrhein-westfälischen Schul-
dienst. Für Lehramtsanwärterinnen und 
Lehramtsanwärter können von der Einstel-
lungsbehörde auf Antrag Ausnahmen vor-
gesehen werden, soweit die Ausübung ihrer 
Grundrechte es zwingend erfordert und 
zwingende öffentliche Interessen an der 
Wahrung der staatlichen Neutralität und des 
Schulfriedens nicht entgegenstehen. 
 
(7) Ausschreibungen im Lehrereinstellungs-
verfahren für eine Schule sowie die Aus-
wahl erfolgen durch die Schule; die Vorga-
ben der Schulaufsichtsbehörden sind dabei 
einzuhalten. Vor Versetzungen von Lehre-
rinnen und Lehrern aus dienstlichen Grün-
den sind die Schulen zu hören. Im Rahmen 
der arbeitsrechtlichen Bestimmungen und 
der der Schule zur Verfügung stehenden 
Stellen und Mittel kann die Schulleiterin 
oder der Schulleiter befristete Verträge zur 
Sicherung der Unterrichtsversorgung und 
zur Durchführung besonderer pädagogi-
scher Aufgaben abschließen. Den Schulen 
können durch das Ministerium weitere An-
gelegenheiten übertragen werden. 
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9. § 61 wird wie folgt gefasst:  
 

„§ 61 
Bestellung der Schulleiterin 

oder des Schulleiters 
 

(1) Die obere Schulaufsichtsbehörde 
schreibt die Stelle der Schulleiterin oder 
des Schulleiters mit Zustimmung der 
Schulkonferenz und des Schulträgers 
aus und prüft die eingegangenen Be-
werbungen. Sie nennt der Schulkonfe-
renz und dem Schulträger die Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die das Anforde-
rungsprofil der Ausschreibung erfüllen. 
Die Schulkonferenz und der Schulträ-
ger können diese Bewerberinnen und 
Bewerber zu einem Vorstellungsge-
spräch einladen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Sowohl die Schulkonferenz als auch 
der Schulträger können gegenüber der 
oberen Schulaufsichtsbehörde inner-
halb von acht Wochen einen Vorschlag 
abgeben; er soll begründet werden. Die 
obere Schulaufsichtsbehörde kann die 
Frist in begründeten Fällen verlängern. 
In der Schulkonferenz kann nicht mit-
wirken, wer sich um die zu besetzende 
Stelle beworben hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 

§ 61 
Bestellung der Schulleiterin  

oder des Schulleiters 
 
(1) Die obere Schulaufsichtsbehörde 
schreibt die Stelle der Schulleiterin oder des 
Schulleiters mit Zustimmung der Schulkon-
ferenz und des Schulträgers aus und prüft 
die eingegangenen Bewerbungen. Aus den 
Bewerbungen werden der Schulkonferenz 
die geeigneten Personen benannt (§ 9 Be-
amtenstatusgesetz); dabei sind unter Be-
achtung des im Ausschreibungsverfahren 
erstellten schulspezifischen Anforderungs-
profils möglichst mindestens zwei geeignete 
Personen zur Wahl vorzuschlagen. Lehre-
rinnen und Lehrer der betroffenen Schule 
können benannt werden, wenn sie vor ihrer 
Tätigkeit an dieser Schule in mindestens 
einer anderen Schule oder in der Schulauf-
sicht gearbeitet und damit ihre Verwen-
dungsbreite nachgewiesen haben. Die oder 
der Vorsitzende der Schulkonferenz oder 
eine benannte Vertreterin oder ein benann-
ter Vertreter hat das Recht zur Einsicht-
nahme in die Personal-und Verwaltungs-
vorgänge, die der Benennung gemäß Satz 
2 zugrunde liegen; § 84 Landesbeamtenge-
setz bleibt unberührt. 
 
(2) Die Schulkonferenz wählt in geheimer 
Wahl aus den von der oberen Schulauf-
sichtsbehörde benannten Personen die 
Schulleiterin oder den Schulleiter. Hierfür 
wird die Schulkonferenz um ein stimmbe-
rechtigtes Mitglied erweitert, das der Schul-
träger entsendet. Bis zu drei weitere Vertre-
terinnen oder Vertreter des Schulträgers 
können beratend teilnehmen. Die Vertrete-
rinnen und Vertreter des Schulträgers dür-
fen nicht der Schule angehören. Die Mitwir-
kung von Mitgliedern der Schulkonferenz, 
die sich an der Schule beworben haben, ist 
ausgeschlossen. Gleichfalls dürfen Schüle-
rinnen und Schüler, die das 16. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, an dem Wahl-
verfahren nicht teilnehmen. Der Schülerrat 
benennt, soweit erforderlich, geeignete Ver-
treterinnen und Vertreter. 
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(3) Die obere Schulaufsichtsbehörde 
trifft die Auswahlentscheidung. Sie 
würdigt dabei die Vorschläge von 
Schulkonferenz und Schulträger. Sie 
teilt ihre Entscheidung unter Angabe 
der Gründe der Schulkonferenz und 
dem Schulträger mit. Bei der Ernen-
nung findet § 20 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 und 3, Absatz 3 und 4 des Lan-
desbeamtengesetzes vom 21. April 
2009 (GV. NRW. S. 224), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 874) 
geändert worden ist, keine Anwendung. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Schulaufsichtsbehörde kann 
Stellen für Schulleiterinnen und Schul-
leiter aus dringenden dienstlichen 
Gründen in Anspruch nehmen. Der 
Schulträger erhält Gelegenheit zur Stel-
lungnahme innerhalb von vier Wochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Zur Schulleiterin oder zum Schullei-
ter bestellt werden kann nur 
 
1. an Schulen, mit Ausnahme von 

Förderschulen, wer 
 

a) die Befähigung zum Lehramt 
für eine der in dem betreffen-
den Schulsystem vorhandenen 
Schulstufen besitzt oder 

b) die Befähigung zu einem Lehr-
amt einer bestimmten Schul-
form besitzt und aufgrund die-
ser Befähigung in Jahrgangs-
stufen, die in dem betreffenden 
Schulsystem vorhanden sind, 

(3) Gewählt und damit vorgeschlagen ist, 
wer die Mehrheit der gesetzlichen Zahl der 
Stimmen erhält. Wird diese Mehrheit nicht 
erreicht, so findet zwischen den Personen, 
welche die beiden höchsten Stimmenzahlen 
erreicht haben, eine Stichwahl statt. Ge-
wählt ist, wer in dieser Stichwahl die meis-
ten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stim-
mengleichheit erlischt das Wahlrecht. § 66 
Abs. 6 Satz 3 findet keine Anwendung. Das 
Wahlrecht erlischt ferner, wenn die Schul-
konferenz nicht innerhalb von acht Wochen 
nach Aufforderung durch die Schulauf-
sichtsbehörde einen Vorschlag vorlegt. Die 
Frist kann in besonderen Ausnahmefällen 
verlängert werden. Die Ernennung erfolgt 
durch die obere Schulaufsichtsbehörde.  
§ 20 Abs. 2 bis 4 Landesbeamtengesetz 
findet keine Anwendung. Die dienstrechtli-
chen Vorschriften bleiben unberührt. 
 
(4) Die obere Schulaufsichtsbehörde holt 
die Zustimmung des Schulträgers zu der 
gewählten Bewerberin oder dem gewählten 
Bewerber ein. Der Schulträger kann die 
Zustimmung nur binnen acht Wochen mit 
einer Zweidrittelmehrheit des nach der 
Hauptsatzung zuständigen Gremiums ver-
weigern. Nach Verweigerung der Zustim-
mung kann die Schulkonferenz innerhalb 
von vier Wochen einen zweiten Vorschlag 
aus den vorliegenden Bewerbungen vorle-
gen. Eine Bewerberin oder ein Bewerber 
kann nicht noch einmal vorgeschlagen wer-
den, wenn der Schulträger seine Zustim-
mung verweigert hat. 
 
(5) Die obere Schulaufsichtsbehörde er-
nennt die gewählte Bewerberin oder den 
gewählten Bewerber, sofern der Schulträger 
seine Zustimmung nicht gemäß Absatz 3 
verweigert hat. Wird die Zustimmung auch 
zu einem zweiten Vorschlag verweigert, trifft 
die obere Schulaufsichtsbehörde die Aus-
wahlentscheidung. 
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verwendet werden kann; 
2. an Förderschulen, wer die Befähi-

gung zum Lehramt für sonderpä-
dagogische Förderung, zum Lehr-
amt für Sonderpädagogik oder zum 
Lehramt an Sonderschulen besitzt; 

 
3. an Schulen für Kranke, wer eine 

Befähigung nach Nummer 1 oder 2 
besitzt. 

 
Das für Schule zuständige Ministerium 
kann auf Grundlage der Laufbahnver-
ordnung vom 28. Januar 2014 (GV. 
NRW. S. 22, ber. S. 203) in der jeweils 
geltenden Fassung im Einzelfall eine 
andere Lehramtsbefähigung zulassen.  
 
(6) Über die Anforderungen des Absatz 
5 Satz 1 hinaus müssen Kenntnisse 
und Fähigkeiten nachgewiesen werden, 
die für die Leitung einer Schule (§ 59) 
erforderlich sind. Dazu gehören insbe-
sondere Fähigkeiten zur 
 
1. Führung, Teamarbeit und Konflikt-

lösung, 
2. Organisation und Weiterentwick-

lung einer Schule, 
3. pädagogischen Beurteilung von 

Unterricht und Erziehung, 
4. engen und vertrauensvollen Zu-

sammenarbeit mit dem Schulträger 
und  

5. Zusammenarbeit mit schulischen 
und außerschulischen Partnern.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Zur Schulleiterin oder zum Schulleiter 
kann nur bestellt werden 
 
1. an Schulen, mit Ausnahme von Förder-

schulen, wer 
a) die Befähigung zum Lehramt für 

eine der in dem betreffenden 
Schulsystem vorhandenen Schul-
stufen besitzt oder 

b) die Befähigung zu einem Lehramt 
einer bestimmten Schulform besitzt 
und aufgrund dieser Befähigung in 
Jahrgangsstufen, die in dem betref-
fenden Schulsystem vorhanden 
sind, verwendet werden kann; 

2. an Förderschulen, wer 
a) die Befähigung zum Lehramt für 

Sonderpädagogik oder 
b) die Befähigung zum Lehramt an 

Sonderschulen besitzt; 
3. an Schulen für Kranke, wer eine Befä-

higung nach Nummer 1 oder Nummer 2 
besitzt. 

 
Darüber hinaus müssen Kenntnisse und 
Fähigkeiten nachgewiesen werden, die für 
die Leitung einer Schule erforderlich sind. 
Dazu gehören insbesondere Fähigkeiten 
zur Führung, Organisation und Weiterent-
wicklung einer Schule und zur pädagogi-
schen Beurteilung von Unterricht und Erzie-
hung, Team- und Konfliktfähigkeit sowie die 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit schu-
lischen und außerschulischen Einrichtun-
gen. Das Ministerium kann im Rahmen der 
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Laufbahnverordnung zum Landesbeamten-
gesetz im Einzelfall von dem Erfordernis der 
Befähigung gemäß Satz 1 Ausnahmen zu-
lassen. 
 
(7) Diese Regelungen gelten für Lehrerin-
nen und Lehrer im Tarifbeschäftigungsver-
hältnis entsprechend. 
 

10. Dem § 66 Absatz 7 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 66 
Zusammensetzung der Schulkonferenz 

 
(1) Die Schulkonferenz hat bei Schulen mit  
a) bis zu 200 Schülerinnen und Schülern  

6 Mitglieder, an Berufskollegs 12 Mit-
glieder, 

b) bis zu 500 Schülerinnen und Schülern 
12 Mitglieder, 

c) mehr als 500 Schülerinnen und Schü-
lern 18 Mitglieder. 

 
(2) Die Schulkonferenz kann mit den Stim-
men von zwei Dritteln ihrer Mitglieder eine 
Erhöhung der Mitgliederzahl beschließen, 
wobei das Verhältnis der Zahlen nach Ab-
satz 3 zu wahren ist. 
 
(3) Mitglieder der Schulkonferenz sind die 
Schulleiterin oder der Schulleiter sowie die 
gewählte Vertretung der Lehrerinnen und 
Lehrer, Eltern, Schülerinnen und Schüler im 
Verhältnis  
Lehrerinnen und Lehrer : Eltern : Schülerin-
nen und Schüler 
1. an Schulen der Primarstufe  
 1 : 1 : 0 
2. an Schulen der Sekundarstufe I, an 

Schulen mit Primarstufe und Sekundar-
stufe I sowie an Schulen der Sekundar-
stufe I und II  

 1 : 1: 1 
3. an Schulen der Sekundarstufe II 
 3 : 1 : 2 
4. an Weiterbildungskollegs und dem Kol-

leg für Aussiedlerinnen und Aussiedler  
 1 : 0 : 1. 
 
(4) An Berufskollegs mit bis zu 500 Schüle-
rinnen und Schülern gehören der Schulkon-
ferenz je ein Mitglied als Vertreterin oder 
Vertreter der Ausbildenden und der Auszu-
bildenden mit Stimmrecht sowie je ein wei-
teres Mitglied als Vertreterin oder Vertreter 
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„Hierbei sollen pädagogische und sozi-
alpädagogische Fachkräfte, die im 
Rahmen außerunterrichtlicher Angebo-
te tätig sind und nicht der Schule ange-
hören, in besonderer Weise berücksich-
tigt werden.“ 

 
 
 
 

der Ausbildenden und der Auszubildenden 
mit beratender Stimme an. An Berufskollegs 
mit mehr als 500 Schülerinnen und Schü-
lern gehören der Schulkonferenz je zwei 
Mitglieder als Vertreterinnen und Vertreter 
der Ausbildenden und der Auszubildenden 
mit Stimmrecht an. Die Mitglieder mit 
Stimmrecht werden auf die Zahl der Vertre-
terinnen und Vertreter der Eltern und der 
Schülerinnen und Schüler gemäß den Ab-
sätzen 1 und 3 angerechnet. Die Vertretung 
der Ausbildenden wird von der zuständigen 
Stelle gemäß § 71 des Berufsbildungsge-
setzes benannt. Die im Bezirk der zuständi-
gen Stelle bestehenden Gewerkschaften 
und selbstständigen Vereinigungen von 
Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspoliti-
scher Zwecksetzung benennen die Vertre-
tung der Auszubildenden. 
 
(5) Die oder der Vorsitzende der Schul-
pflegschaft und die Schülersprecherin oder 
der Schülersprecher sind jeweils unter An-
rechnung auf die Zahl der Vertreterinnen 
und Vertreter der Eltern und der Schülerin-
nen und Schüler gemäß den Absätzen 1 
und 3 Mitglieder der Schulkonferenz, sofern 
sie dies nicht ablehnen. 
 
(6) Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
führt den Vorsitz in der Schulkonferenz. Sie 
oder er hat, ebenso wie im Falle der Ver-
hinderung die ständige Vertretung, kein 
Stimmrecht. Abweichend hiervon gibt bei 
Stimmengleichheit ihre oder seine Stimme 
den Ausschlag. Die ständige Vertretung und 
die Verbindungslehrerinnen und -lehrer 
nehmen beratend an der Schulkonferenz 
teil. 
 
(7) Die Schulkonferenz kann Vertreterinnen 
und Vertreter schulergänzender Angebote 
und Personen aus dem schulischen Umfeld 
als beratende Mitglieder berufen. 
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11. § 70 Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt 
gefasst: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„1. Grundsätze zur fachdidaktischen 
und fachmethodischen Arbeit,“ 

 

 § 70 
Fachkonferenz, Bildungsgangkonferenz 

 
(1) Mitglieder der Fachkonferenz sind die 
Lehrerinnen und Lehrer, die die Lehrbefähi-
gung für das entsprechende Fach besitzen 
oder darin unterrichten. Die Fachkonferenz 
wählt aus ihrer Mitte eine Person für den 
Vorsitz. Je zwei Vertretungen der Eltern und 
der Schülerinnen und Schüler, an Berufskol-
legs zusätzlich je zwei Vertretungen der 
Ausbildenden und Auszubildenden, können 
als Mitglieder mit beratender Stimme teil-
nehmen. Die Schulkonferenz kann eine 
höhere Zahl von Vertretungen der Eltern 
beschließen. 
 
(2) In Berufskollegs können Fachkonferen-
zen statt für einzelne Fächer für Fachberei-
che oder Bildungsgänge eingerichtet wer-
den (Bildungsgangkonferenz). 
 
(3) Die Fachkonferenz berät über alle das 
Fach oder die Fachrichtung betreffenden 
Angelegenheiten einschließlich der Zu-
sammenarbeit mit anderen Fächern. Sie 
trägt Verantwortung für die schulinterne 
Qualitätssicherung und -entwicklung der 
fachlichen Arbeit und berät über Ziele, Ar-
beitspläne, Evaluationsmaßnahmen und  
-ergebnisse und Rechenschaftslegung. 
 
(4) Die Fachkonferenz entscheidet in ihrem 
Fach insbesondere über 
 
1. Grundsätze zur fachmethodischen und 

fachdidaktischen Arbeit, 
2. Grundsätze zur Leistungsbewertung, 
3. Vorschläge an die Lehrerkonferenz zur 

Einführung von Lernmitteln. 
 
(5) In Grundschulen und in Förderschulen 
kann durch Beschluss der Schulkonferenz 
auf die Einrichtung von Fachkonferenzen 
verzichtet werden. In diesem Fall übernimmt 
die Lehrerkonferenz die Aufgaben der 
Fachkonferenzen. 
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12. § 78 Absatz 4 Satz 5 wird wie folgt ge-
fasst:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Verpflichtung, Schulen zu errichten 
und fortzuführen besteht nicht, soweit 
und solange bereits vorhandene Schu-
len anderer öffentlicher oder privater 
Schulträger das Schulbedürfnis durch 
einen geordneten Schulbetrieb (§ 82) 
erfüllen.“ 

 

 § 78 
Schulträger der öffentlichen Schulen 

 
(1) Die Gemeinden sind Träger der Schu-
len, soweit in den folgenden Absätzen 
nichts anderes bestimmt ist. § 124 bleibt 
unberührt. 
 
(2) Die Kreise und kreisfreien Städte sind 
Träger der Berufskollegs. § 124 bleibt unbe-
rührt. 
 
(3) Die Landschaftsverbände sind Träger 
der Förderschulen mit dem Förderschwer-
punkt Hören und Kommunikation, mit dem 
Förderschwerpunkt Sehen, mit dem Förder-
schwerpunkt Körperliche und motorische 
Entwicklung und in der Sekundarstufe I mit 
dem Förderschwerpunkt Sprache. Das Mi-
nisterium kann sie verpflichten, in Einrich-
tungen der erzieherischen Hilfe den Unter-
richt sicher zu stellen. 
 
(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Träger sind gemeinsam mit dem Land für 
eine zukunftsgerichtete Weiterentwicklung 
der Schulen verantwortlich. Sie sind ver-
pflichtet, Schulen oder Bildungsgänge des 
Berufskollegs zu errichten und fortzuführen, 
wenn in ihrem Gebiet ein Bedürfnis dafür 
besteht und die Mindestgröße (§ 82) ge-
währleistet ist. Ein Bedürfnis besteht, wenn 
die Schule im Rahmen der Schulentwick-
lungsplanung erforderlich ist, damit das Bil-
dungsangebot der Schulform in zumutbarer 
Entfernung wahrgenommen werden kann. 
Werden die Voraussetzungen für die Errich-
tung und Fortführung einer Schule, für die 
die Trägerschaft der Gemeinde vorgesehen 
ist, nur durch Zusammenarbeit von Ge-
meinden gemäß § 80 Abs. 4 erreicht und 
führt diese Zusammenarbeit nicht zur Er-
richtung der Schule, so ist der Kreis ver-
pflichtet, die Schule zu errichten und fortzu-
führen. Die Verpflichtung, Schulen zu errich-
ten und fortzuführen, besteht nicht, soweit 
und solange andere öffentliche oder private 
Schulträger das Schulbedürfnis durch einen 
geordneten Schulbetrieb erfüllen. 
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(5) Die Entwicklung des Schüleraufkom-
mens und der Wille der Eltern sind bei der 
Feststellung des Bedürfnisses zu berück-
sichtigen. 
 
(6) Soweit eine Verpflichtung nach Absatz 4 
nicht besteht, sind die Gemeinden und Krei-
se berechtigt, Schulen zu errichten und fort-
zuführen, wenn ein gebietsübergreifendes 
Bedürfnis besteht und ein geordneter 
Schulbetrieb gewährleistet ist. Gemeinden, 
Kreise und Landschaftsverbände sind be-
rechtigt, Schulen für Kranke zu errichten 
und fortzuführen. 
 
(7) Das Land ist Träger des Kollegs für 
Aussiedlerinnen und Aussiedler. Zur Ergän-
zung des Schulwesens kann das Land 
Schulen mit einem besonderen Bildungsan-
gebot oder einem überregionalen Einzugs-
bereich sowie Versuchsschulen errichten 
und fortführen; es ermöglicht Unterricht in 
den Justizvollzugsanstalten. 
 
(8) Gemeinden und Gemeindeverbände 
können sich zu Schulverbänden als Zweck-
verbände nach dem Gesetz über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit zusammenschlie-
ßen oder dazu zusammengeschlossen wer-
den. Sie können auch durch öffentlich-
rechtliche Vereinbarung die Aufgaben des 
Schulträgers auf eine Gemeinde übertra-
gen. Die Befugnisse der Aufsichtsbehörde 
nimmt die Schulaufsichtsbehörde im Ein-
vernehmen mit der Kommunalaufsichtsbe-
hörde wahr. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 80 
Schulentwicklungsplanung 

 
(1) Soweit Gemeinden, Kreise und Land-
schaftsverbände Schulträgeraufgaben nach 
§ 78 zu erfüllen haben, sind sie verpflichtet, 
für ihren Bereich eine mit den Planungen 
benachbarter Schulträger abgestimmte 
Schulentwicklungsplanung zu betreiben. Sie 
dient nach Maßgabe des Bedürfnisses (§ 78 
Abs. 4) der Sicherung eines gleichmäßigen, 
inklusiven und alle Schulformen und Schul-
arten umfassenden Bildungs- und Ab-
schlussangebots in allen Landesteilen. Die 
oberen Schulaufsichtsbehörden beraten die 
Schulträger dabei und geben ihnen Empfeh-
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lungen. Schulentwicklungsplanung und Ju-
gendhilfeplanung sind aufeinander abzu-
stimmen. 
 
(2) Schulen und Schulstandorte sind unter 
Berücksichtigung des Angebots anderer 
Schulträger so zu planen, dass schulische 
Angebote aller Schulformen und Schularten 
einschließlich allgemeiner Schulen als Orte 
des Gemeinsamen Lernens (§ 20 Absatz 2) 
unter möglichst gleichen Bedingungen 
wahrgenommen werden können. Die Schul-
träger sind verpflichtet, in enger Zusam-
menarbeit und gegenseitiger Rücksicht-
nahme auf ein regional ausgewogenes, 
vielfältiges, inklusives und umfassendes 
Angebot zu achten und benachbarte Schul-
träger rechtzeitig anzuhören, die durch die 
Planungen in ihren Rechten betroffen sein 
können. Dabei sind auch die Angebote der 
Berufskollegs und der Weiterbildungskol-
legs zu berücksichtigen. Sofern es sich bei 
dem Schulträger um eine kreisangehörige 
Gemeinde handelt, ist der Kreis im Hinblick 
auf seine Aufgaben gemäß § 78 Abs. 4 
frühzeitig über die Planungen zu unterrich-
ten. Macht ein benachbarter Schulträger 
eine Verletzung eigener Rechte geltend und 
hält der Schulträger an seiner Planung fest, 
kann jeder der beteiligten Schulträger ein 
Moderationsverfahren bei der oberen 
Schulaufsichtsbehörde beantragen. Die 
beteiligten Schulträger können auch die 
Moderation durch eine andere Stelle ver-
einbaren. Das Ergebnis der Abstimmung mit 
benachbarten Schulträgern und des Mode-
rationsverfahrens ist festzuhalten. 
 
(3) Bei der Errichtung neuer Schulen muss 
gewährleistet sein, dass andere Schulfor-
men, soweit ein entsprechendes schuli-
sches Angebot bereits besteht und weiter-
hin ein Bedürfnis dafür vorhanden ist, auch 
künftig in zumutbarer Weise erreichbar sind. 
Bei der Auflösung von Schulen muss ge-
währleistet sein, dass das Angebot in zu-
mutbarer Weise erreichbar bleibt, soweit 
dafür ein Bedürfnis besteht. Die Bildungs-
angebote der Berufskollegs sollen darüber 
hinaus mit den nach dem Berufsbildungs-
gesetz oder der Handwerksordnung zu-
ständigen Stellen in der Region sowie der 
Arbeitsverwaltung abgestimmt werden. 
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13. In § 80 Absatz 5 Nummer 1 wird das 

Wort „Orte“ durch das Wort „Orten“ er-
setzt. 

 
 
 
 

(4) Können die Voraussetzungen für die 
Errichtung und Fortführung von Hauptschu-
len, Realschulen, Sekundarschulen, Gym-
nasien und Gesamtschulen nur durch Schü-
lerinnen und Schüler mehrerer Gemeinden 
gesichert werden, so sind diese Gemeinden 
insoweit zu einer gemeinsamen Schulent-
wicklungsplanung verpflichtet. Bei Zweifeln 
über die Pflicht zur gemeinsamen Schul-
entwicklungsplanung entscheidet innerhalb 
ihres Bezirks die obere Schulaufsichtsbe-
hörde und bezirksübergreifend das Ministe-
rium. 
 
(5) Die Schulentwicklungsplanung berück-
sichtigt 
 
1. das gegenwärtige und zukünftige 

Schulangebot nach Schulformen, 
Schularten, Orte des Gemeinsamen 
Lernens, Schulgrößen (Schülerzahl, 
Klassen pro Jahrgang) und Schul-
standorten, 

2. die mittelfristige Entwicklung des Schü-
leraufkommens, das ermittelte Schul-
wahlverhalten der Eltern und die daraus 
abzuleitenden Schülerzahlen nach 
Schulformen, Schularten, Orten des 
Gemeinsamen Lernens und Jahr-
gangsstufen, 

3. die mittelfristige Entwicklung des Schul-
raumbestands nach Schulformen, 
Schularten, Orten des Gemeinsamen 
Lernens und Schulstandorten. 

 
(6) Im Rahmen eines Genehmigungsverfah-
rens gemäß § 81 Abs. 3 ist die Schulent-
wicklungsplanung anlassbezogen darzule-
gen. 
 
(7) Die Träger öffentlicher Schulen und die 
Träger von Ersatzschulen informieren sich 
gegenseitig über ihre Planungen. Die Trä-
ger öffentlicher Schulen können bestehende 
Ersatzschulen in ihren Planungen berück-
sichtigen, soweit deren Träger damit einver-
standen sind. 
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14. § 100 Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 100 
Begriff, Grundsätze 

 
(1) Die schulische Bildung wird durch öffent-
liche Schulen und Schulen in freier Träger-
schaft wahrgenommen. Schulen in freier 
Trägerschaft ergänzen und bereichern im 
Rahmen des Artikels 7 Abs. 4 und 5 des 
Grundgesetzes und des Artikels 8 Abs. 4 
der Landesverfassung das öffentliche 
Schulwesen. 
 
(2) Schulen in freier Trägerschaft sind Er-
satzschulen, wenn sie in ihren Bildungs- 
und Erziehungszielen im Wesentlichen Bil-
dungsgängen und Abschlüssen entspre-
chen, die nach diesem Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes vorhanden oder 
vorgesehen sind. 
 
(3) Für Ersatzschulen gelten die übrigen 
Vorschriften dieses Gesetzes, soweit die 
Gleichwertigkeit mit den öffentlichen Schu-
len es erfordert. Auf Ersatzschulen finden 
über die Vorschriften dieses Abschnitts hin-
aus die Bestimmungen dieses Gesetzes 
Anwendung, wenn und soweit dies aus-
drücklich bestimmt ist. Die Regelungen zur 
Schulpflicht bleiben unberührt. 
 
(4) Ersatzschulen haben das Recht, mit 
gleicher Wirkung wie öffentliche Schulen 
Zeugnisse zu erteilen, Abschlüsse zu ver-
geben und unter Vorsitz einer staatlichen 
Prüfungsleiterin oder eines staatlichen Prü-
fungsleiters Prüfungen abzuhalten. Die Vor-
schriften für öffentliche Schulen gelten un-
mittelbar. 
 
(5) Ersatzschulen müssen gleichwertige 
Formen der Mitwirkung von Schülerinnen, 
Schülern und Eltern im Sinne des Siebten 
Teils dieses Gesetzes gewährleisten. 
 
(6) Schulen in freier Trägerschaft, die be-
sondere pädagogische Reformgedanken 
verwirklichen, können als Ersatzschulen 
eigener Art genehmigt werden. Absatz 4 gilt 
nicht für diese Schulen. 
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„(7) Träger öffentlicher Schulen dürfen 
keine Ersatzschulen errichten oder be-
treiben. Der Genehmigung als Ersatz-
schule steht ferner entgegen, wenn der 
Träger einer öffentlichen Schule auf die 
Ersatzschule oder ihren Träger einen 
bestimmenden Einfluss ausüben kann. 
Beiträge zur Aufbringung der Eigenleis-
tung nach § 105 Absatz 6 Satz 1 2. 
Halbsatz bleiben unberührt.“ 
 

(7) Träger öffentlicher Schulen können kei-
ne Ersatzschulen errichten oder betreiben. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15. In § 102 Absatz 3 Satz 2 und 4 wird 

jeweils das Wort „Anstellungsverhält-
nis“ durch das Wort „Beschäftigungs-
verhältnis“ ersetzt. 

 

 § 102 
Lehrerinnen und Lehrer an  

Ersatzschulen 
 
(1) Leiterinnen und Leiter sowie Lehrerinnen 
und Lehrer von Ersatzschulen bedürfen zur 
Ausübung ihrer Tätigkeit der Genehmigung 
der oberen Schulaufsichtsbehörde. Hierzu 
sind die Anstellungsverträge und Qualifika-
tionsnachweise der Lehrerinnen und Lehrer 
vorzulegen. Soweit die Lehrerin oder der 
Lehrer über eine Lehramtsbefähigung ver-
fügt und ihr entsprechend im Unterricht ein-
gesetzt werden soll, ist die Ausübung der 
Tätigkeit der oberen Schulaufsichtsbehörde 
lediglich anzuzeigen. 
 
(2) Die Anforderungen an die wissenschaft-
liche Ausbildung der Lehrerinnen und Leh-
rer sind erfüllt, wenn eine fachliche, päda-
gogische und unterrichtliche Vor- und Aus-
bildung sowie die Ablegung von Prüfungen 
nachgewiesen werden, die der Vor- und 
Ausbildung und den Prüfungen der Lehre-
rinnen und Lehrer an den entsprechenden 
öffentlichen Schulen im Wert gleichkom-
men. Auf diesen Nachweis kann in beson-
deren Ausnahmefällen verzichtet werden, 
wenn die Eignung der Lehrerin oder des 
Lehrers durch gleichwertige freie Leistun-
gen nachgewiesen wird. 
 
(3) Die wirtschaftliche und rechtliche Stel-
lung der Lehrerinnen und Lehrer muss der 
der Lehrerinnen und Lehrer an vergleichba-
ren öffentlichen Schulen gleichwertig sein. 
Lehrerinnen und Lehrer an Ersatzschulen 
können Planstelleninhaberinnen oder Plan-
stelleninhaber sein, deren Anstellungsver-
hältnis dem einer Beamtin oder eines Be-
amten auf Lebenszeit vergleichbar ist. Bei 
der Berufung in das Dienstverhältnis, bei 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8441 

 
 

27 

Beförderungen in herausgehobene Lei-
tungs- und Funktionsämter und bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses müssen dann 
die allgemeinen beamtenrechtlichen Vor-
schriften beachtet werden, soweit diese 
nicht auf der Eigenart des öffentlichen 
Dienstes beruhen. Das Anstellungsverhält-
nis der übrigen an der Ersatzschule be-
schäftigten Lehrerinnen und Lehrer muss 
demjenigen von Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst vergleichbar sein. 
 
(4) Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 
kann nur zurückgenommen werden, wenn 
Tatsachen vorliegen, die bei Lehrerinnen 
oder Lehrern öffentlicher Schulen zu einer 
Beendigung des Dienstverhältnisses führen 
oder die Entfernung aus dem Dienst recht-
fertigen würden. Aus den gleichen Gründen 
kann auch ein gemäß Absatz 1 Satz 3 an-
gezeigter Unterrichtseinsatz untersagt wer-
den. 
 

16. Dem § 106 wird folgender Absatz 12 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 106 
Landeszuschuss und Eigenleistung 

 
(1) Die erforderlichen Landeszuschüsse 
werden den Schulträgern nach Maßgabe 
der nachstehenden Vorschriften entweder 
auf der Grundlage der tatsächlichen Ausga-
ben oder diesen Rechnung tragenden Kos-
tenpauschalen gewährt. Die Zuschüsse 
bemessen sich mit Ausnahme der Kosten-
pauschalen nach dem Haushaltsfehlbetrag 
der Ersatzschule. Als Haushaltsfehlbetrag 
gilt der Betrag, um den bei Rechnungsab-
schluss die fortdauernden Ausgaben höher 
als die fortdauernden Einnahmen der Schu-
le sind. 
 
(2) Nach den tatsächlichen Ausgaben zu 
bezuschussen sind 
 
1. an Personalkosten 

a) die Dienstbezüge der Lehrerinnen 
und Lehrer und des sonstigen pä-
dagogischen Personals, begrenzt 
auf den Stellenumfang, der zur Er-
teilung des lehrplanmäßigen Unter-
richts (§ 107 Abs. 1) erforderlich 
ist, sowie 

b) die für das erforderliche pädagogi-
sche Personal anfallenden Auf-



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8441 

 
 

28 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

wendungen für Beihilfe, Unfallfür-
sorge, Altersversorgung sowie die 
Beiträge zur Sozialversicherung, 

2. an Sachkosten 
a) die gesetzlich vorgesehenen Um-

lagen und Ausgleichsabgaben ein-
schließlich von Beiträgen zur Be-
rufsgenossenschaft, die der Schul-
träger als Arbeitgeber für das pä-
dagogische Personal und das Ver-
waltungs- und Hauspersonal abzu-
führen hat, 

b) Gerichts-,Sachverständigen- und 
ähnliche Kosten einschließlich der 
Kosten ärztlicher Untersuchungen 
der Schülerinnen und Schüler, so-
weit landesseitig veranlasst, 

c) die Kosten der Lernmittelfreiheit 
und die Schülerfahrkosten, 

d) die ortsüblich angemessene Miete 
oder Pacht für die Bereitstellung 
der Schulgebäude und -räume so-
wie 

e) Aufwendungen für Bauinvestitionen 
nach Maßgabe des § 110. 

 
(3) Die über Absatz 2 Nr. 1 hinaus anfallen-
den Personalkosten für Lehrerinnen und 
Lehrer werden gemäß § 107 Abs. 3, die 
Kosten des Verwaltungs- und Hausperso-
nals gemäß § 107 Abs. 4 bis 6 sowie die 
über Absatz 2 Nr. 2 hinausgehenden Sach-
kosten gemäß § 108 pauschaliert abgegol-
ten. 
 
(4) Die pauschalierten Mittel sind gegensei-
tig deckungsfähig. Nicht verbrauchte oder 
nicht zweckentsprechend eingesetzte Pau-
schalmittel sind nach Maßgabe der §§ 112 
Abs. 6, 113 Abs. 4 zurückzufordern. Bei 
Hinzutreten neuer oder Wegfall bestehen-
der Kostenfaktoren sowie bei wesentlichen 
Kostenveränderungen, die nicht bereits mit-
tels Preisindizes berücksichtigt werden, ist 
eine entsprechende Anpassung der Kos-
tenpauschalen vorzunehmen. 
 
(5) Die Eigenleistung des Schulträgers be-
trägt 15 vom Hundert, abweichend hiervon 
bei Förderschulen (§ 20 Abs. 1 Nr. 2) und 
Schulen für Kranke (§ 20 Abs. 1 Nr. 4)  
11 vom Hundert der anerkannten fortdau-
ernden Ausgaben und der Baukostenzu-
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schüsse für die Ersatzschule (Regeleigen-
leistung). Auf die Regeleigenleistung ist die 
Bereitstellung von Schulgebäuden und  
-räumen mit 7 vom Hundert anzurechnen, 
wenn Aufwendungen für Miete oder Pacht 
nicht veranschlagt werden. Die Bereitstel-
lung der Schuleinrichtung wird mit einer 
pauschalen Anrechnung von 2 vom Hundert 
abgegolten. Bei Förderschulen und Schulen 
für Kranke als Bestandteil einer Bündel-
schule gemäß § 105 Abs. 4 sowie bei son-
derpädagogischen Förderklassen an allge-
meinen Berufskollegs nach § 20 Abs. 1  
Nr. 3 gilt dies mit der Maßgabe, dass sich 
die den unterschiedlichen Regeleigenleis-
tungen zuzuordnenden Ausgaben prozen-
tual nach dem Verhältnis ihres Stellenbe-
darfs zum Stellenbedarf der sonstigen or-
ganisatorisch zusammengefassten Schul-
formen der Bündelschule oder des allge-
meinen Berufskollegs gemäß § 107 Abs. 1 
bemessen.  
 
(6) Die Eigenleistung des Schulträgers ent-
fällt für die Schulbudgets für die Lehrerfort-
bildung nach § 108 Abs. 5 sowie die Kosten 
der Lernmittelfreiheit und für Schülerfahr-
kosten im Sinne der zu §§ 96 und 97 ge-
troffenen Regelungen. 
 
(7) Bei einer nur vorübergehenden finanziel-
len Notlage kann die Eigenleistung auf An-
trag des Schulträgers durch die obere 
Schulaufsichtsbehörde bis auf 2 vom Hun-
dert der Ausgaben für längstens bis zu fünf 
Jahren herabgesetzt werden. 
 
(8) Eine Ermäßigung setzt voraus, dass 
dem Schulträger bei einer nicht selbst her-
beigeführten wirtschaftlich bedenklichen 
Finanzlage eine höhere Eigenleistung unter 
Berücksichtigung seiner sonstigen Einkünfte 
und Verpflichtungen nicht zuzumuten ist. 
Dazu hat der Schulträger nachzuweisen, 
dass er alle Anstrengungen unternommen 
hat, zumutbare andere Finanzierungsmög-
lichkeiten oder Hilfsquellen der ihn tragen-
den oder nahestehenden natürlichen oder 
juristischen Personen auszuschöpfen. Un-
terhält der Schulträger mehrere Schulen, ist 
eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen. 
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„(12) Das Land übernimmt für Träger 
von Ersatzschulen, die Beteiligte in der 
Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder sind, im Falle der Zahlungs-
unfähigkeit des Ersatzschulträgers die 
Haftung für die Gegenwerte, die auf-
grund des Ausscheidens des Ersatz-
schulträgers oder einer von ihm getra-
genen Ersatzschule aus der Versor-
gungsanstalt des Bundes und der Län-
der entstehen.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(9) Bei Hinzutreten besonderer Umstände 
kann das Ministerium im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium einer längeren Er-
mäßigung der Eigenleistung zustimmen, 
wenn der Fortbestand der Schule auf Dauer 
gesichert erscheint. 
 
(10) Zusätzliche Personal- und Sachausga-
ben können für Bedarfe, die nicht bereits 
durch Kostenpauschalen abgedeckt sind, 
bis zur Höhe der tatsächlichen Ausgaben 
durch die obere Schulaufsichtsbehörde an-
erkannt werden, wenn hierfür ein besonde-
res pädagogisches oder ein besonderes 
öffentliches Interesse vorliegt. Bei vorüber-
gehender Verwendung von Lehrerinnen und 
Lehrern aus Ersatzschulen für pädagogi-
sche Aufgaben im öffentlichen Schuldienst 
entfällt für diese die Eigenleistung des 
Schulträgers bei den Personalkosten. 
 
(11) Im Einzelfall kann das Ministerium auch 
eine von Absatz 5 abweichende Eigenleis-
tung ohne Vorliegen der Voraussetzungen 
der Absätze 7 und 8 auf Dauer im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium festle-
gen. Dies setzt voraus, dass ein besonde-
res Landesinteresse an der Ergänzung des 
Schulwesens durch einzelne Schulen mit 
einem besonderen Bildungsangebot oder 
einem überregionalen Einzugsbereich be-
steht. 
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17. In § 107 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 

werden die Wörter „für Mutterschutz, 
Haus- und Vertretungsunterricht und 
andere den Unterricht unterstützende 
oder ergänzende Maßnahmen ein-
schließlich von Mehrarbeitsvergütun-
gen“ durch die Wörter „(für Mutter-
schutz, Haus- und Vertretungsunterricht 
und andere den Unterricht unterstüt-
zende oder ergänzende Maßnahmen 
einschließlich von Mehrarbeitsvergü-
tungen)“ ersetzt.  
 

 § 107 
Personalkosten 

 
(1) Die Bezuschussung des erforderlichen 
Aufwands an Personalkosten zur Erteilung 
des lehrplanmäßigen Unterrichts (Grund-
stellenbedarf) und der nach Maßgabe des 
Haushalts zuerkannten Unterrichtsmehrbe-
darfe und Ausgleichsbedarfe richtet sich mit 
Ausnahme der in Absatz 3 Nr. 1 aufgeführ-
ten Bedarfe nach den für die öffentlichen 
Schulen gemäß § 93 Abs. 2 geltenden Vor-
schriften zur Ermittlung der Zahl der Lehrer-
stellen. Nach näherer Maßgabe der Rechts-
verordnung nach § 115 können hiervon ab-
weichende Regelungen getroffen werden, 
soweit diese auf der Eigenart des Ersatz-
schulwesens beruhen. 
 
(2) Die nach Absatz 1 erforderlichen Perso-
nalausgaben für Lehrerinnen und Lehrer 
sowie für das sonstige pädagogische Per-
sonal dürfen in Höhe der im öffentlichen 
Dienst für vergleichbare öffentliche Schulen 
nach Maßgabe der beamten-, besoldungs-, 
versorgungs- oder tarifrechtlichen Vorschrif-
ten zu zahlenden Beträge veranschlagt 
werden. 
 
(3) Pauschal abgegolten werden in Form 
prozentualer Zuschläge 
 
1. die Personalausgaben für Lehrerinnen 

und Lehrer für zusätzliche Unterrichts-
mehrbedarfe und Ausgleichsbedarfe 
bei befristeter Beschäftigung von Aus-
hilfskräften für Mutterschutz, Haus- und 
Vertretungsunterricht und andere den 
Unterricht unterstützende oder ergän-
zende Maßnahmen einschließlich von 
Mehrarbeitsvergütungen, 

 
 durch eine Personalbedarfspauschale 

in Höhe von 2 vom Hundert 
 
2. die über § 106 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe 

b hinaus anfallenden Nebenkosten für 
das pädagogische Personal,  

 
 durch eine Personalnebenkostenpau-

schale in Höhe von 0,5 vom Hundert 
auf den nach Absatz 1 ermittelten Stel-
lenbedarf (Stellensoll). 
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Die sich hiernach insgesamt errechnenden 
Zuschlagsstellen werden abweichend von 
Absatz 2 mit einem Pauschalbetrag je Stelle 
und Schulform kapitalisiert, den das Ministe-
rium in der Rechtsverordnung entsprechend 
den im öffentlichen Schulbereich nach 
Schulformen getroffenen Stellenbewertun-
gen für Aushilfskräfte festsetzt. 
 
(4) Die Personal- und Personalnebenkosten 
des erforderlichen Verwaltungs- und Haus-
personals werden pauschal abgegolten. 
Das Ministerium legt in der Rechtsverord-
nung Durchschnittsvergütungen je Stelle 
nach Maßgabe der für das Land geltenden 
tariflichen Bestimmungen fest. 
 
(5) Für das Verwaltungspersonal bemisst 
sich die bezuschussungsfähige Stellenzahl 
nach gestaffelt festgesetzten Schwellenwer-
ten an Schülerzahlen je Schul-
form/Bildungsgang. 
 
(6) Für das Hauspersonal bemisst sich die 
bezuschussungsfähige Stellenzahl nach 
dem gestaffelt festgesetzten Umfang der 
anerkannten schulisch genutzten Fläche. 
 
(7) Für Lehrerinnen und Lehrer im Tarifbe-
schäftigungsverhältnis an Ersatzschulen 
übernimmt das Land unter Bezug auf § 8 a 
des Altersteilzeitgesetzes für den Fall der 
Zahlungsunfähigkeit des Ersatzschulträgers 
die Haftung für alle Wertguthaben, die wäh-
rend der Fortdauer der Finanzierung nach 
den §§ 105 bis 115 auf Grund einer Alters-
teilzeitvereinbarung im Sinne des § 2 Abs. 2 
des Altersteilzeitgesetzes entstehen. 
 
(8) Für Lehrerinnen und Lehrer im Tarifbe-
schäftigungsverhältnis an Ersatzschulen 
übernimmt das Land für den Fall der Zah-
lungsunfähigkeit des Ersatzschulträgers die 
Haftung für alle Wertguthaben, die während 
der Fortdauer der Finanzierung nach § 105 
bis § 115 unter Bezug auf § 7 e des Vierten 
Buches des Sozialgesetzbuches auf Grund 
einer Wertguthabenvereinbarung im Sinne 
des § 7 b des Vierten Buches des Sozialge-
setzbuchs entstehen. 
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18. § 118 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach 
dem Wort „Prüfungskommission“ 
ein Semikolon und die Wörter „eine 
staatliche Anerkennung der Ab-
schlüsse ist damit nicht verbunden“ 
eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 118 
Anerkannte Ergänzungsschule 

 
(1) Berufsbildenden Ergänzungsschulen 
kann auf Antrag die Eigenschaft einer aner-
kannten Ergänzungsschule verliehen wer-
den, wenn 
 
1. die Lehrpläne und Prüfungsordnungen 

genehmigt sind und 
2. an der vermittelten Ausbildung dauer-

haft ein besonderes pädagogisches 
oder sonstiges besonderes öffentliches 
Interesse besteht. 

 
Mit der Anerkennung erhält die Schule das 
Recht, nach einer staatlich genehmigten 
Ordnung Prüfungen abzuhalten. Die obere 
Schulaufsichtsbehörde bestellt die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission. 
 
(2) Eine allgemein bildende Ergänzungs-
schule erhält die Eigenschaft einer aner-
kannten Ergänzungsschule, wenn an ihr 
mindestens das Bildungsziel der Haupt-
schule erfüllt werden kann. 
 
(3) Einer allgemein bildenden ausländi-
schen oder internationalen Ergänzungs-
schule kann auf Antrag die Eigenschaft ei-
ner anerkannten Ergänzungsschule durch 
das Ministerium verliehen werden, wenn an 
dieser Schule 
 
1. a) der Abschluss eines Mitgliedstaa-

tes der Europäischen Union oder 
b) ein von den Ländern als Hoch-

schulzugangsberechtigung aner-
kannter internationaler Abschluss 
erreicht werden kann, 

2. in einem durch das Ministerium be-
stimmten Mindestumfang Unterricht in 
deutscher Sprache abgehalten wird, 

3. für die Errichtung und den Betrieb die-
ser Schule dauerhaft ein besonderes 
öffentliches Interesse besteht. 

 
In der Primarstufe ist eine Anerkennung nur 
möglich, wenn ein besonderes pädagogi-
sches Interesse festgestellt worden ist und 
eine Sonderung nicht gefördert wird. 
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b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Anerkennung erlischt, wenn 
die Ergänzungsschule nicht inner-
halb eines Jahres nach Bekannt-
gabe der Anerkennung in Betrieb 
genommen wird oder der Betrieb 
ein Jahr geruht hat.“ 

 

(4) Die Anerkennung setzt voraus, dass der 
Unterricht nach seinen Zielen, den Einrich-
tungen der Schule und der Zuverlässigkeit 
des Trägers sowie der fachlichen Vorbil-
dung und Fähigkeit der Lehrkräfte und 
Schulleitung geeignet ist, das von der Schu-
le angestrebte Ausbildungsziel zu erreichen. 
Sie kann mit Nebenbestimmungen verse-
hen werden (§ 36 VwVfG. NRW.). Bei den 
nach den Absätzen 2 und 3 anerkannten 
Ergänzungsschulen sorgt die Schulaufsicht 
für die Einhaltung der Voraussetzungen für 
die Anerkennung und für die Erfüllung der 
Schulpflicht.  
 
 
 
(5) Die Schulaufsicht über anerkannte all-
gemein bildende ausländische oder interna-
tionale Ergänzungsschulen obliegt abwei-
chend von den Bestimmungen der §§ 116 
und 117 dem Ministerium. 
 
(6) Das Verfahren zur Anerkennung einer 
allgemein bildenden Ergänzungsschule 
nach Absatz 2 kann über eine einheitliche 
Stelle nach den Vorschriften des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes abgewickelt wer-
den. Über den Antrag auf Anerkennung 
nach Satz 1 entscheidet die obere Schul-
aufsichtsbehörde innerhalb einer Frist von 
drei Monaten. Hat die obere Schulauf-
sichtsbehörde nicht innerhalb von drei Mo-
naten nach Eingang der vollständigen Un-
terlagen entschieden, gilt die Anerkennung 
als erteilt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 120 
Schutz der Daten von Schülerinnen  

und Schülern und Eltern 
 
(1) Schulen und Schulaufsichtsbehörden 
dürfen personenbezogene Daten der Schü-
lerinnen und Schüler, der in § 36 genannten 
Kinder sowie der Eltern verarbeiten, soweit 
dies zur Erfüllung der ihnen durch Rechts-
vorschrift übertragenen Aufgaben erforder-
lich ist. Die gespeicherten personenbezo-
genen Daten dürfen in der Schule nur den 
Personen zugänglich gemacht werden, die 
sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben benöti-
gen. 
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(2) Schülerinnen, Schüler und Eltern sind 
zur Angabe der nach Absatz 1 Satz 1 erfor-
derlichen Daten verpflichtet; sie sind bei der 
Datenerhebung auf ihre Auskunftspflicht 
hinzuweisen. Andere Daten dürfen nur mit 
Einwilligung der Betroffenen erhoben wer-
den. Minderjährige Schülerinnen und Schü-
ler sind einwilligungsfähig, wenn sie die 
Bedeutung und Tragweite der Einwilligung 
und ihre rechtlichen Folgen erfassen kön-
nen und ihren Willen hiernach zu bestim-
men vermögen. 
 
(3) Standardisierte Tests und schriftliche 
Befragungen von Schulanfängerinnen und  
-anfängern (§ 36) und Schülerinnen und 
Schülern dürfen in der Schule nur durchge-
führt werden, soweit dies für die Feststel-
lung der Schulfähigkeit oder des Sprach-
standes, für eine sonderpädagogische För-
derung oder für Maßnahmen zur Qualitäts-
entwicklung und Qualitätssicherung geeig-
net und erforderlich ist. Für Zwecke der 
Lehrerbildung sowie der Qualitätsentwick-
lung und Qualitätssicherung dürfen vom 
Ministerium genehmigte Bild- und Tonauf-
zeichnungen des Unterrichts erfolgen, wenn 
die Betroffenen rechtzeitig über die beab-
sichtigte Aufzeichnung und den Aufzeich-
nungszweck informiert worden sind und 
nicht widersprochen haben. Die Schülerin-
nen und Schüler sowie die Eltern sind über 
die wesentlichen Ergebnisse zu informieren. 
Aus Tests und schriftlichen Befragungen zur 
Feststellung der Schulfähigkeit und des 
sonderpädagogischen Förderbedarfs dürfen 
nur die Ergebnisse und der festgestellte 
Förderbedarf an andere Schulen übermittelt 
werden. 
 
(4) Andere wissenschaftliche Untersuchun-
gen, Tests und Befragungen sind nur mit 
Einwilligung im Rahmen des Absatz 2 Sätze 
2 und 3 zulässig, wenn dadurch die Bil-
dungs- und Erziehungsarbeit und schutz-
würdige Belange einzelner Personen nicht 
beeinträchtigt werden oder die Anonymität 
der Betroffenen gewahrt bleibt. Die Ent-
scheidung trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. In Angelegenheiten besonderer 
oder überörtlicher Bedeutung ist die obere 
Schulaufsichtsbehörde zu unterrichten. 
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19. In § 120 Absatz 6 werden die Wörter 

„Landesamt für Datenverarbeitung und 
Statistik“ durch die Wörter „Landesbe-
trieb Information und Technik“ ersetzt. 
 

(5) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten 
dürfen einer Schule, der Schulaufsichtsbe-
hörde, dem Schulträger, der unteren Ge-
sundheitsbehörde, dem Jugendamt, dem 
Landesjugendamt, den Ämtern für Ausbil-
dungsförderung, dem Landesamt für Aus-
bildungsförderung sowie den Ausbildungs-
betrieben der Schülerinnen und Schüler an 
Berufskollegs nur übermittelt werden, soweit 
sie von diesen Stellen zur Erfüllung der 
ihnen durch Rechtsvorschrift übertragenen 
Aufgaben benötigt werden. Die Übermitt-
lung an andere öffentliche Stellen ist zuläs-
sig, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzli-
chen Auskunfts- oder Meldepflicht erforder-
lich ist, ein Gesetz sie erlaubt oder die oder 
der Betroffene im Einzelfall eingewilligt hat. 
Die Übermittlung von Daten der Schülerin-
nen und Schüler und der Eltern an Perso-
nen oder Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs ist nur zulässig, wenn ein rechtli-
cher Anspruch auf die Bekanntgabe der 
Daten besteht und schutzwürdige Belange 
der oder des Betroffenen nicht beeinträch-
tigt werden oder wenn die oder der Be-
troffene im Einzelfall eingewilligt hat. Dem 
schulpsychologischen Dienst dürfen perso-
nenbezogene Daten nur mit Einwilligung der 
Betroffenen übermittelt werden. 
 
(6) Für Zwecke der Planung und Statistik im 
Schulbereich dürfen anonymisierte Leis-
tungsdaten der Schülerinnen und Schüler 
dem Landesamt für Datenverarbeitung und 
Statistik regelmäßig übermittelt werden so-
wie für Maßnahmen der Qualitätsentwick-
lung und der Qualitätssicherung aufbereitet 
und genutzt werden. 
 
(7) Nur Eltern sowie die Schülerinnen und 
Schüler sind berechtigt, Einsicht in die sie 
betreffenden Unterlagen zu nehmen und 
Auskunft über die sie betreffenden Daten 
und die Stellen zu erhalten, an die Daten 
übermittelt worden sind. Das Recht auf Ein-
sichtnahme umfasst auch das Recht zur 
Anfertigung oder Aushändigung von Kopien; 
die Erstattung von Auslagen kann verlangt 
werden. Dieses Recht ist ausgeschlossen, 
soweit dadurch berechtigte Geheimhal-
tungsinteressen Dritter beeinträchtigt wür-
den; in diesen Fällen ist eine Auskunft über 
die verarbeiteten Daten zu erteilen. Zwi-



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8441 

 
 

37 

schenbewertungen des Lernverhaltens in 
der Schule sowie persönliche Aufzeichnun-
gen der Lehrkräfte über Schülerinnen und 
Schüler und deren Eltern sind von dem 
Recht auf Einsichtnahme und Auskunft 
ausgenommen. 
 
(8) Die Schule kann Eltern volljähriger 
Schülerinnen und Schüler über wichtige 
schulische Angelegenheiten wie  
 
1. die Nichtversetzung,  
2. die Nichtzulassung oder das Nichtbe-

stehen einer Abschlussprüfung, 
3. den vorübergehenden Ausschluss vom 

Unterricht über eine Woche hinaus, 
4. die Entlassung von der Schule oder 

deren Androhung und 
5. die Verweisung von allen öffentlichen 

Schulen oder deren Androhung 
 
und über sonstige schwerwiegende Sach-
verhalte informieren, die das Schulverhält-
nis wesentlich beeinträchtigen. Die Schüle-
rinnen und Schüler sind von den beabsich-
tigten Auskünften vorab in Kenntnis zu set-
zen. 
 

20. § 121 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

aa) In Satz 1 wird die Angabe  
„(§ 3 Abs. 2)“ durch die An-
gabe „(§ 3 Absatz 4)“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 121 
Schutz der Daten von Lehrerinnen und 

Lehrern 
 
(1) Daten der Lehrerinnen und Lehrer dür-
fen von Schulen verarbeitet werden, soweit 
dies zur Aufgabenerfüllung bei der Planung 
und Ermittlung des Unterrichtsbedarfs und 
der Durchführung des Unterrichts, Maß-
nahmen der Qualitätsentwicklung und der 
Qualitätssicherung (§ 3 Abs. 2), wissen-
schaftlichen Untersuchungen (§ 120 
Abs. 4), der Schulmitwirkung sowie in 
dienstrechtlichen, arbeitsrechtlichen oder 
sozialen Angelegenheiten erforderlich ist. 
Für Zwecke der Lehrerbildung sowie der 
Qualitätsentwicklung und Qualitätssiche-
rung gemäß § 3 dürfen vom Ministerium 
genehmigte Bild- und Tonaufzeichnungen 
des Unterrichts erfolgen, wenn die Betroffe-
nen rechtzeitig über die beabsichtigte Auf-
zeichnung und den Aufzeichnungszweck 
informiert worden sind. Für Zwecke der Leh-
rerausbildung und Lehrerfortbildung dürfen 
Studienseminare, Prüfungsämter und das 
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bb) Satz 4 wird durch die folgen-

den Sätze ersetzt:  
 
 „Lehrerinnen und Lehrer sind 

zur Angabe der erforderli-
chen Daten verpflichtet. An-
dere Daten dürfen nur mit 
Einwilligung der Betroffenen 
erhoben werden. Die gespei-
cherten personenbezogenen 
Daten dürfen nur den Perso-
nen zugänglich gemacht 
werden, die sie für die Erfül-
lung ihrer Aufgaben benöti-
gen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „das Landesamt für Datenver-
arbeitung und Statistik“ durch die 
Wörter „den Landesbetrieb Infor-
mation und Technik“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) In Absatz 3 Satz 1 und 2 werden 

jeweils die Wörter „Landesamt für 
Datenverarbeitung und Statistik“ 
durch die Wörter „Landesbetrieb 
Information und Technik“ ersetzt. 

 
 
 
 

Landesinstitut für Schule die für die Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten 
der Prüflinge und der Lehrenden verarbei-
ten. § 120 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 5 gel-
ten entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) In Dateien der Schulaufsichtsbehörden 
dürfen Daten der Lehrerinnen und Lehrer 
verarbeitet werden, soweit dies für Zwecke 
des Unterrichtsbedarfs, für Personalmaß-
nahmen, für Zwecke der Lehrerausbildung 
und der Lehrerfortbildung, für die Aufstel-
lung des Haushaltes und die Bewirtschaf-
tung der Haushaltsmittel, für die Betreuung 
der Bewerberinnen und Bewerber für die 
Einstellung in den Schuldienst oder für 
sonstige schulaufsichtliche Maßnahmen 
erforderlich ist. Dazu dürfen regelmäßig 
Daten von den Schulen und den Studien-
seminaren an die Schulaufsichtsbehörden 
und an das Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik übermittelt werden. Ver-
haltensdaten von Lehrerinnen und Lehrern, 
Daten über ihre gesundheitlichen Auffällig-
keiten mit Ausnahme des Grades einer Be-
hinderung, Ergebnisse von psychologischen 
und ärztlichen Untersuchungen sowie Daten 
über soziale und therapeutische Maßnah-
men und deren Ergebnisse dürfen nicht 
automatisiert verarbeitet werden. 
 
(3) Für Zwecke der Planung und Statistik im 
Schulbereich dürfen die nach Absatz 2 in 
Dateien der Schulaufsichtsbehörden ge-
speicherten Daten der Lehrerinnen und 
Lehrer dem Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik regelmäßig übermittelt 
und zur Erstellung einer Statistik genutzt 
werden, soweit die Verarbeitung von Daten 
mit Personenbezug für die statistische Auf-
bereitung erforderlich ist. Die Daten mit 
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Personenbezug sind von den Statistikdaten 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu trennen 
und gesondert aufzubewahren; soweit sie 
regelmäßig für statistische Aufbereitungen 
übermittelt werden, sind sie beim Landes-
amt für Datenverarbeitung und Statistik zu 
löschen, sobald die Überprüfung der Erhe-
bungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schlüs-
sigkeit und Vollständigkeit abgeschlossen 
ist.  
 
(4) Im Rahmen der Haushaltskontrolle dür-
fen Daten des im Landesdienst stehenden 
Schulpersonals an das Landesamt für Be-
soldung und Versorgung regelmäßig über-
mittelt und für diesen Zweck verarbeitet 
werden. 
 
(5) Daten der Lehrerinnen und Lehrer dür-
fen an die Kirchen und Religionsgemein-
schaften regelmäßig übermittelt werden, 
soweit dies für die Erteilung des Religions-
unterrichts erforderlich ist. 
 
(6) Zur Übermittlung von Daten in den Fäl-
len der Absätze 2 bis 4 können automati-
sierte Übermittlungsverfahren eingerichtet 
werden. 
 

21. § 124 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 6 
Abs. 4 und 5“ durch die Wörter 
„Absatz 4 und § 6 Absatz 4“ er-
setzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Ihre 
Anstellung“ durch die Wörter „Die 
Begründung ihres Beschäftigungs-
verhältnisses“ ersetzt.  

 

 § 124 
Sonstige öffentliche Schulen 

 
(1) Die Lehrerinnen und Lehrer an den 
Schulen gemäß § 6 Abs. 4 und 5 sind Be-
dienstete des Schulträgers. Ihre Anstellung 
bedarf der Bestätigung durch die obere 
Schulaufsichtsbehörde. Bei öffentlichen 
Schulen, deren Lehrerinnen und Lehrer 
Bedienstete des Schulträgers sind, erstattet 
das Land die Personalausgaben, die der 
Schulträger für seine zur Deckung des nor-
malen Unterrichtsbedarfs erforderlichen 
Lehrerinnen und Lehrer aufwendet. 
 
(2) Für die Lehrerinnen und Lehrer an den 
Schulen der Landschaftsverbände, die kei-
ne Förderschulen und Schulen für Kranke 
sind, gilt Absatz 1 entsprechend. 
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(3) Bergmännische Berufskollegs werden 
von einem oder mehreren Schulvorständen 
verwaltet. Der Schulvorstand besteht aus 
Vertretungen des Schulträgers, der im 
Bergbau Beschäftigten, der Lehrerinnen 
und Lehrer, der Bergbehörde und der Schü-
lerinnen und Schüler, bei Schulen der Se-
kundarstufe II auch der Eltern. Die Perso-
nenzahl der Vertretungen der Werksleitun-
gen und die Zahl der Vertretungen der im 
Bergbau Beschäftigten muss die gleiche 
sein, die Zahl der Eltern und die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler müssen zusam-
men der Zahl der Lehrerinnen und Lehrer 
entsprechen. Eine Person für den Vorsitz 
wählt der Schulvorstand aus seiner Mitte. 
Das Nähere regelt die Satzung, die der Ge-
nehmigung der Bezirksregierung Arnsberg 
als oberer Schulaufsichtsbehörde bedarf. 
 
(4) Schulen, die nach bisherigem Recht 
öffentliche Schulen sind oder als öffentliche 
Schulen gelten, behalten ihre Rechtsstel-
lung. 
 

22. Nach § 132b wird folgender § 132c 
eingefügt: 

 
„§ 132c 

Sicherung von Schullaufbahnen 
 

(1) Der Schulträger einer Realschule 
kann dort einen Bildungsgang ab Klas-
se 7 einrichten, der zu den Abschlüs-
sen der Hauptschule (§ 14 Absatz 4) 
führt, wenn eine öffentliche Hauptschu-
le in der Gemeinde oder im Gebiet des 
Schulträgers im Sinne des § 78 Absatz 
8 nicht vorhanden ist. Dies gilt als Än-
derung der Schule im Sinne des § 81 
Absatz 2. 
 
(2) Der Unterricht findet in der Regel in 
binnendifferenzierter Form im Klassen-
verband statt. 
 
(3) Schülerinnen und Schüler einer Re-
alschule mit dem Bildungsgang gemäß 
Absatz 1 Satz 1 können in den Fällen 
des § 13 Absatz 3 und des § 50 Absatz 
5 Satz 2 ihre Schullaufbahn dort fort-
setzen.“ 
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Artikel 2 
Inkrafttreten, Übergangsvorschrift 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des 
Satzes 2 am 1. August 2015 in Kraft. Artikel 
1 Nummer 8 tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.  
 
(2) Artikel 1 Nummer 9 ist erst für Verfahren 
zur Bestellung der Schulleiterin oder des 
Schulleiters anzuwenden, die nach dem  
1. Januar 2016 eingeleitet werden. 
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Begründung 
 
Allgemeiner Teil 
 
I. Anlass 
 
1. Sicherung der Schullaufbahn 
 
Mit dem 6. Schulrechtsänderungsgesetz 2011 sind die Ergebnisse des Schulkonsenses von 
SPD, CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schulgesetzlich umgesetzt und die Schulstruktur 
in Nordrhein-Westfalen  grundlegend verändert worden. Die Landesregierung hat im Jahr 
2014 dem Landtag den Bericht “Zwei Jahre Schulkonsens“ (LT-Vorlage 16/1884) vorgelegt. 
Darin heißt es unter anderem, ungeachtet der engagierten pädagogischen Arbeit ihrer Lehr-
kräfte werde die Schulform Hauptschule mangels Nachfrage in vielen Regionen in absehba-
rer Zeit nicht mehr angeboten. Mit dem Schulkonsens im unmittelbaren Zusammenhang ste-
he, dass die Schulform Realschule - von Ausnahmen abgesehen - in fast allen Regionen des 
Landes bezogen auf die Schülerzahl und die Anzahl der Schulen rückläufig sei. Handlungs-
bedarf bestehe zum Beispiel in solchen Regionen, in denen es künftig keine Hauptschulan-
gebote mehr in erreichbarer Nähe gebe und die Realschule das einzige Angebot einer wei-
terführenden Schule neben dem Gymnasium darstelle. 
 
Schwierig könne die Situation aber auch dort sein, wo neben Gymnasium und Realschule 
zwar keine Hauptschule, statt dessen aber Schulen des längeren gemeinsamen Lernens 
existierten: hier sei zu klären, wie künftig zu verfahren sei, wenn Schülerinnen und Schüler 
den Bildungsgang der Realschule oder des Gymnasiums nicht erfolgreich absolvierten. Der 
Wechsel zu einer Sekundarschule oder Gesamtschule sei oftmals wegen fehlender Angebo-
te in erreichbarer Nähe oder zu geringer Aufnahmekapazität an den Schulen des längeren 
gemeinsamen Lernens nicht möglich (Bericht S. 84). 
 
2. Bestellung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
 
Im Rahmen des 2. Schulrechtsänderungsgesetzes vom 27. Juni 2006 (GV. NRW S. 278) hat 
der Gesetzgeber eine gegenüber dem früheren Anregungsrecht sehr weitgehende Beteili-
gung der Lehrerinnen und Lehrer, Schülerinnen und Schüler und Eltern, in Berufskollegs 
zusätzlich auch der Vertretung der Ausbildenden und der Auszubildenden, bei der Bestellung 
der Schulleitungen festgelegt; siehe die Begründung zu § 61 im Gesetzentwurf der Landes-
regierung, LT-Drucksache 14/1572.  
 
Verwaltungsgerichte haben indes wesentliche gesetzliche Vorgaben in Frage gestellt. So hat 
das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen zu § 61 Absatz 4 entschieden, das dort 
verankerte Vetorecht von Schulträgern verstoße gegen den verfassungsrechtlichen Grund-
satz der Bestenauslese (Beschlüsse vom 7. August 2008, Az.: 6 B 942/08, 973/08 und 
1090/08). Der in § 61 Absatz 2 geregelten „Wahl“ der Schulleiterin oder des Schulleiters 
durch die Schulkonferenz könne keine rechtliche Verbindlichkeit zukommen. Es sei allein 
Aufgabe des Dienstherrn, die Eignung, Befähigung und fachliche Leistung eines Beamten zu 
bewerten (Beschluss vom 23. April 2008, 6 B 370/08). Zur Verwendungsbreite im Sinne von 
§ 61 Absatz 1 Satz 3 hat dasselbe Gericht entschieden, zwar sei grundsätzlich nicht zu be-
anstanden, nur diejenigen Lehrer zu Schulleitern zu berufen, die hinreichend berufliche Er-
fahrung an mehreren Schulen gesammelt hätten. Allerdings scheine die Umsetzung dieses 
Ziels in der besagten Vorschrift misslungen. Es sei sachlich nicht gerechtfertigt, einen be-
sonderen Erfahrungshorizont nur von denjenigen Bewerbern zu verlangen, die an der Schule 
tätig seien, an der die Schulleiterstelle zu besetzen sei (Beschluss vom 7. Mai 2008,  
6 B 408/08). 
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3. Tragen religiöser Symbole 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit seiner am 13. März 2015 veröffentlichten Entschei-
dung zum Kopftuchverbot an nordrhein-westfälischen Schulen zwei Verfassungsbeschwer-
den stattgegeben, die die Regelung des § 57 Absatz 4 SchulG zum Gegenstand hatten (Be-
schluss vom 27. Januar 2015 – 1 BvR 471/10 und 1 BvR 1181/10). Dabei hat es ausgeführt, 
dass ein generelles Verbot des Tragens von religiösen Symbolen in der Schule mit der von 
Artikel 4 Grundgesetz garantierten Glaubens- und Bekenntnisfreiheit der Lehrkräfte nicht 
vereinbar ist. Die in § 57 Absatz 4 Satz 3 SchulG vorgesehene Privilegierung zugunsten der 
Darstellung christlicher und abendländischer Bildungs- und Kulturwerte hat es für nichtig 
erklärt. 
 
4. Sonstiges  
 
Nachdem das Schulgesetz nunmehr seit zehn Jahren in Kraft ist, gibt es kleinere Ände-
rungsbedarfe zur Weiterentwicklung des Schulrechts, namentlich zur Klarstellung und zur 
redaktionellen Anpassung einzelner Vorschriften.  
 
II. Lösung 
 
1. Sicherung der Schullaufbahn 
 
Die Bildungskonferenz hat am 28. November 2014 die Impulse aus dem Bericht der Landes-
regierung „Zwei Jahre Schulkonsens“ aufgegriffen und zur Sicherung der Kontinuität von 
Bildungsverläufen folgende Empfehlungen verabschiedet.  
 

„I. Ausgangslage 
 
(...) 
 

 Zur Sicherung der Kontinuität von Bildungsverläufen 
 

1. Die geringe Nachfrage nach Hauptschulplätzen und die Umgestaltung 
der örtlichen Schullandschaft bewirken, dass nicht mehr überall ein 
vollständiges Angebot des gegliederten Systems vorgehalten wird. 
 

2. Die Bildungskonferenz hat im Jahr 2011 empfohlen: Jede Schule 
übernimmt die Verantwortung für den Bildungsweg der ihr anvertrauten 
Kinder und Jugendlichen. Es ist Aufgabe und Zielsetzung der Schule, 
gemeinsam mit den Eltern, die von ihr aufgenommenen Kinder und 
Jugendlichen unter Wahrung der Bildungsstandards zumindest zum 
ersten von ihr angebotenen Abschluss (Sekundarstufe I) zu führen.  

II. Ziele 
 
(…) 
 

 Sicherung von Bildungswegen bei fehlender Verfügbarkeit eines vollständigen 
Schulangebotes (Hauptschule, Realschule und Gymnasium) des gegliederten 
Systems. 
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III. Herausforderungen 
 
(…) 
 
5. Ein leistungsbedingter Wechsel der Schulform ist ein Strukturelement des geglie-

derten Schulsystems, nicht dagegen der Schulen des längeren gemeinsamen 
Lernens. Für die Gewährleistung einer Kultur des Behaltens stellen die strukturel-
len Unterschiede in der Sekundarstufe I eine besondere Schwierigkeit dar. 
 

6. Leistungsbedingte Wechsel innerhalb der Schulformen des gegliederten Systems 
bleiben unter anderem aufgrund des Elternwillens nicht auf diese Schulformen 
begrenzt, sondern betreffen auch Schulformen des längeren gemeinsamen Ler-
nens. Sie verändern auch dort die Lerngruppen und haben Auswirkungen auf die 
Leistungsheterogenität. 
 

7. Bei nicht vollständigem Schulangebot des gegliederten Systems vor Ort stehen 
Eltern vor dem Problem, dass für ihre Kinder im Falle eines Wechsels des Bil-
dungsgangs kein geeignetes Anschlussangebot zur Verfügung steht. 
 

Mit dem fortschreitenden Wandel der Schullandschaft wird sich dieses Prob-
lem häufiger stellen. Je nach regionalem Schulangebot muss dieses An-
schlussangebot so angepasst werden, dass individuelle Bildungsverläufe ge-
sichert werden. 
 

IV. Maßnahmen 
 
(…) 
 
5. Empfehlung: Kein Abgang ohne Anschluss 
 
Grundsätzlich bekräftigt die Bildungskonferenz ihre Empfehlung vom Mai 2011: ‚Jede 
Schule übernimmt die Verantwortung für den Bildungsweg der ihr anvertrauten Kinder 
und Jugendlichen. Es ist die Aufgabe und Zielsetzung der Schule, gemeinsam mit 
den Eltern, die von ihr aufgenommenen Kinder und Jugendlichen unter Wahrung der 
Bildungsstandards zumindest zum ersten von ihr angebotenen Abschluss (Sekundar-
stufe I) zu führen.‘ 
 
Wenn der Verbleib in Schulen des gegliederten Systems an rechtliche Grenzen stößt, 
macht die Schule mit Unterstützung der Schulaufsicht den Eltern ein geeignetes An-
schlussangebot. 
 
6. Empfehlung: Grenzen der Aufnahme durch Sekundar- und Gesamtschulen 
klarstellen 
 
Bei entsprechendem Elternwunsch nehmen die Schulen des längeren gemeinsamen 
Lernens im Rahmen der rechtlich vorgesehenen Klassenbildungswerte auf Basis der 
vorhandenen Zügigkeiten Schülerinnen und Schüler aus anderen Schulformen auf. 
 
7. Empfehlung: Bei unterschiedlichen Geschwindigkeiten der Bildungsgänge 
Korrekturmöglichkeiten offen halten 
 
Im Interesse der Schülerinnen und Schüler muss mit Blick auf die Anforderungen der 
fünfjährigen Sekundarstufe I des Gymnasiums ein Wechsel auf Schulen mit sechsjäh-
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riger Sekundarstufe I möglich bleiben. Eltern sollten bereits bei der Anmeldung am 
Gymnasium darüber informiert werden, welche Schulen dafür gegebenenfalls in Fra-
ge kommen. 
 
8. Empfehlung: Individuelle Bildungsverläufe sichern 
 
Der Schulkonsens zeigt Wirkung: er hat tragfähige Schulstrukturen geschaffen. 
 
In den Ausnahmefällen, in denen Eltern für ihre Kinder kein geeignetes Anschlussan-
gebot in näherer Umgebung gemacht werden kann, soll an Realschulen den Schüle-
rinnen und Schülern ermöglicht werden, den Hauptschulabschluss (nach Klasse 10) 
zu erreichen. 
 
Wenn in Einzelfällen zur Sicherung individueller Bildungsverläufe an Gymnasien ein 
Anschluss in erreichbarer Nähe nicht gewährleistet ist, entscheidet die Schulaufsicht 
unter Berücksichtigung des Elternwillens im Einvernehmen mit dem oder den beteilig-
ten Schulträger(n) nach Anhörung der Schule über den weiteren Bildungsweg der 
Schülerin oder des Schülers.“ 
 

Die vorgesehenen Regelungen setzen diese Empfehlungen um. 
 
2. Bestellung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
 
Da nach der Rechtsprechung die Verantwortung und damit das Letztentscheidungsrecht für 
die Ernennung bei der Schulaufsicht liegen müssen, ist § 61 anzupassen. Dabei wird zu-
gleich die Mitwirkung der Schulkonferenz und des Schulträgers bei der Auswahlentschei-
dung klarer konturiert.  
 
Künftig trifft die Schulaufsichtsbehörde erst am Ende des Verfahrens eine Auswahl nach 
dem Prinzip der Bestenauslese. Die bisherige „Vorauswahl“ vor der Beteiligung von Schul-
konferenz und Schulträger entfällt. Die Schulaufsichtsbehörde berücksichtigt die Vorschläge 
von Schulkonferenz und Schulträger und würdigt sie im Rahmen ihrer Auswahlentscheidung. 
 
Bei der Inanspruchnahme von Stellen durch die Schulaufsicht wird dem Schulträger eben-
falls Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.  
 
Die Regelung zur Verwendungsbreite von internen Bewerberinnen und Bewerbern wird ge-
strichen. 
 
3. Tragen religiöser Symbole 
 
Zur Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts wird der nichtige § 57 
Absatz 4 Satz 3 SchulG deklaratorisch aufgehoben. Im Übrigen bleibt § 57 Absatz 4 SchulG 
materiell unverändert. 
 
4. Sonstiges  
 
An verschiedenen Stellen des Schulgesetzes sind Veränderungen notwendig, um die Ziel-
setzungen des Gesetzes zu erreichen. Insofern wird auf die besondere Begründung verwie-
sen. 
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Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu Artikel 1 Nr. 1 
 
Die Änderung der Inhaltsübersicht folgt der Einfügung des neuen § 132 c. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 5) 
 
Redaktionelle Korrektur. Das Fehlen des Kommas ist sinnentstellend und daher ein Komma 
zwingend einzufügen. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 34) 
 
Absatz 5 sieht die grundsätzliche Pflicht zum Besuch einer deutschen Schule vor und lässt 
Ausnahmen zu. 
 
Die bisherige Formulierung ist jedoch so offen, dass der Besuch einer Schule auch gänzlich 
verzichtbar sein könnte (so OVG NRW, Urteil vom 5. September 2007, 19 A 4074/06). 
 
Diese weite Auslegung ist vom Gesetzgeber nicht beabsichtigt. Die Änderung, dass der Be-
such einer anderen Schule ausnahmsweise gestattet werden kann, beschränkt die Ausnah-
memöglichkeit im gewünschten Sinne, nämlich auf den Besuch einer ausländischen oder 
einer internationalen Ergänzungsschule. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 37) 
 
Redaktionelle Korrektur. Hinsichtlich der Schulpflicht in der Primarstufe und in der Sekundar-
stufe I hat es Missverständnisse gegeben. Die Ergänzung um den Klammerzusatz „Vollzeit-
schulpflicht“ dient dazu, solche zukünftig auszuschließen. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 43) 
 
Zu Absatz 3 
 
Während § 40 Absatz 1 Nummer 5 für Schülerinnen vor und nach der Geburt entsprechend 
dem Mutterschutzgesetz das Ruhen der Schulpflicht anordnet, gibt es für schwangere Schü-
lerinnen, die nicht mehr der Schulpflicht unterliegen, keine entsprechende Regelung.  
 
Diese Lücke hat insbesondere dann, wenn die Teilnahme einer schwangeren, nicht mehr 
schulpflichtigen Schülerin an Prüfungsterminen in Rede stand, zu Problemen geführt.  
 
Mit dem neuen Absatz 3 wird die Regelungslücke geschlossen. Künftig gelten auch für Schü-
lerinnen, die nicht mehr der Schulpflicht unterliegen, die Schutzfristen des Mutterschutzge-
setzes. 
 
Zu Absätzen 4 und 5 
 
Folgeänderung. 
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Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 48) 
 
Die Kultusministerkonferenz hat am 8. März 2012 eine Vereinbarung zur Weiterentwicklung 
der Vergleichsarbeiten in der Schule (VERA) beschlossen. Darin wird festgestellt, „dass die 
Kultusministerkonferenz keine Benotung von VERA vorsieht, da VERA die Kompetenzen von 
Schülerinnen und Schülern unabhängig von unmittelbar vorgeschalteten unterrichtlichen 
Lernprozessen und curricularen Vorgaben testet. Vergleichsarbeiten sollen Klassenarbeiten 
nicht ersetzen - und umgekehrt“. 
 
§ 48 Absatz 2 wird daher dem Beschluss der Kultusministerkonferenz angepasst.  
 
Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 49) 
 
In seinen Empfehlungen an die Landespolitik in Nordrhein-Westfalen vom 3. November 2014 
hat der „Runde Tisch zu G8 / G9“ unter Ziffer 7 dazu geraten, in den Schulen eine neue „An-
erkennungskultur“ zu etablieren. Hierzu sollen unter anderem Möglichkeiten zu einer stärke-
ren Anerkennung außerschulischer Leistungen aufgezeigt werden.   
 
Der geltende § 49 Absatz 3 Satz 1 erlaubt bereits heute die Aufnahme von Bemerkungen 
über besondere Leistungen und besonderen persönlichen Einsatz im außerunterrichtlichen 
Bereich in Zeugnisse und Bescheinigungen über die Schullaufbahnen. § 49 Absatz 3 Satz 2 
eröffnet die Möglichkeit, auf Wunsch der Schülerin oder des Schülers auch außerschulische 
ehrenamtliche Tätigkeiten zu würdigen.  
 
§ 49 Absatz 3 Satz 1 könnte allerdings so verstanden werden, dass es sich bei den in Rede 
stehenden Leistungen um solche handeln muss, die in der Schule erbracht werden. Dies 
hätte zur Folge, dass „sonstige“ außerschulische Tätigkeiten, die keine ehrenamtlichen Tä-
tigkeiten nach Satz 2 darstellen, nicht in das Zeugnis oder in die Bescheinigung über die 
Schullaufbahn aufgenommen werden könnten.  
 
Im Sinne der 7. Empfehlung des „Runden Tisches G8 / G9 soll daher mit der vorgesehenen 
Änderung klargestellt werden, dass Schulen auch „sonstige“ außerschulischen Tätigkeiten 
auf Zeugnissen und auf Bescheinigungen über die Schullaufbahn vermerken können.  
 
Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 57) 
 
Zu Absatz 4 
 
Der Satz 3 wurde vom Bundesverfassungsgericht für nichtig erklärt und darf nicht mehr an-
gewendet werden. Da die Entscheidung insoweit Gesetzeskraft hat (§ 31 Absatz 2 Satz 2 
BVerfGG), dient die Aufhebung der Klarstellung. Durch sie wird deutlich, dass die in Absatz 4 
im Übrigen formulierten Verhaltensanforderungen unterschiedslos für Angehörige aller Reli-
gionen und Weltanschauungen gelten. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 61) 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Schulaufsichtsbehörde nennt der Schulkonferenz und dem Schulträger sämtliche Be-
werberinnen und Bewerber, die die obligatorischen Anforderungskriterien der Stellenaus-
schreibung erfüllen. Das können aufgrund von § 57 Absatz 5 Satz 2 sowohl Beamtinnen und 
Beamte als auch Tarifbeschäftigte sein, was den Hinweis im bisherigen Absatz 7 überflüssig 
macht. Die als einschränkend wahrgenommene „Vorauswahl“ der Schulaufsicht vor der Be-
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teiligung von Schulkonferenz und Schulträger, die sich in der Praxis nicht bewährt hat, ent-
fällt.  
 
Mit der Benennung der Bewerberinnen und Bewerber werden der oder dem Vorsitzenden 
der Schulkonferenz und dem Schulträger mit Einverständnis der Bewerberinnen und Bewer-
ber von der Schulaufsichtsbehörde folgende Informationen übermittelt: 
 

 Geburtsdatum 
 

 Lehramtsbefähigung 
 

 Fächerkombination 
 

 gegebenenfalls berufliche oder sonderpädagogische Fachrichtungen 
 

 Ergebnis der letzten dienstlichen Beurteilung 
 

 Angaben über die bisherige und frühere berufliche Tätigkeit 
 

 Angabe der Konfession bei Bewerbungen an einer Bekenntnisschule. 
 

Wird das Einverständnis nicht erteilt, kann die fragliche Bewerbung im weiteren Verfahren 
nicht mehr berücksichtigt werden. Die übermittelten Daten dürfen nur für das Besetzungsver-
fahren verwendet werden. Die Verfahrensbeteiligten haben sicher zu stellen, dass die zur 
Verfügung gestellten Daten unverzüglich nach Abschluss des Verfahrens vernichtet werden. 
 
Die bisherige Vorgabe entfällt, wonach Lehrerinnen und Lehrer der betroffenen Schule nur 
benannt werden können, wenn sie vor ihrer Tätigkeit an dieser Schule in mindestens einer 
anderen Schule oder in der Schulaufsicht gearbeitet haben. Dies ermöglicht geeigneten Be-
werberinnen und Bewerbern die Teilnahme an Besetzungsverfahren, ohne dass Vorgaben 
zur Verwendungsbreite erfüllt sein müssen. Gleichwohl können in anderen Bereichen, insbe-
sondere an anderen Schulen gewonnene Kenntnisse und Erfahrungen, wichtige Kriterien für 
die Auswahlentscheidung sein. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die bisherige Regelung, nach der die Schulkonferenz in einem Wahlverfahren über die von 
der Schulaufsichtsbehörde benannten Personen abstimmt und einen Besetzungsvorschlag 
unterbreitet, wird rechtsprechungskonform im Sinne einer Einholung von Vorschlägen der 
Schulkonferenz und des Schulträgers zu den Bewerberinnen und Bewerbern modifiziert.  
 
Um das Verfahren zeitlich zu straffen, werden Schulkonferenz und Schulträger gleichzeitig 
beteiligt. Die Acht-Wochen-Frist erlaubt auch die Absprache, dass der Schulträger erst nach 
der Schulkonferenz über seinen Vorschlag entscheidet. 
 
Eine ausdrückliche Regelung zur Erweiterung der Schulkonferenz ist nicht mehr erforderlich, 
da der Schulträger gemäß § 63 Absatz 2 in die Schulkonferenz einzuladen ist. 
 
Schulkonferenz und Schulträger können ihre Einschätzung zur Eignung der Bewerberinnen 
und Bewerber für die konkrete Stelle in das Verfahren einbringen und sollen diese begrün-
den. Sie können eine bestgeeignete Person vorschlagen, möglich ist aber auch eine Reihen-
folge oder eine gleichrangige Einschätzung bei mehreren Bewerberinnen und Bewerbern. 
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Auf eine Begründung kann nur in Ausnahmefällen verzichtet werden, etwa wenn nur eine 
Bewerbung vorliegt. Eine Pflicht zur Abgabe eines Vorschlags besteht nicht.  
 
Satz 3 übernimmt den bisherigen § 61 Absatz 2 Satz 5. Für die Befassung in den Gremien 
des Schulträgers gelten die Befangenheitsvorschriften des kommunalen Verfassungsrechts.  
 
Zu Absatz 3 
 
Die obere Schulaufsichtsbehörde trifft am Ende des Verfahrens eine Auswahl nach dem 
Prinzip der Bestenauslese und würdigt hierbei auch die Stellungnahmen von Schulkonferenz 
und Schulträger, ohne dadurch das von der Rechtsprechung geforderte Letztentscheidungs-
recht des Dienstherrn zu verletzen.  
 
Die Ausnahmen vom Verbot der Sprungbeförderung und von den Wartefristen nach einer 
Amtsübertragung bestehen weiterhin. 
 
Zu Absatz 4 
 
Zur Sicherung des Anspruchs auf amtsangemessene Beschäftigung muss für Schulleiterin-
nen und Schulleiter, die aus unterschiedlichen Gründen statusgleich versetzt werden sollen, 
die Inanspruchnahme von Stellen - wie bisher im Rahmen des allgemeinen Dienstrechts - 
zulässig sein. Der Schulträger erhält Gelegenheit, zu der beabsichtigten Entscheidung der 
Schulaufsichtsbehörde eine Stellungnahme abzugeben. 
 
Zu Absatz 5 
 
Absatz 5 übernimmt im Wesentlichen die Vorgaben des bisherigen Absatz 6 Satz 1. Auf-
grund des durch Artikel 3 des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes vom 5. November 2013 
(GV. NRW. S. 618) geänderten Landesbesoldungsgesetzes können die zur Schulleitung 
gehörenden Ämter an Grundschulen, Hauptschulen und Realschulen auch Lehrkräften mit 
der Befähigung zum Lehramt für sonderpädagogische Förderung, zum Lehramt für Sonder-
pädagogik oder zum Lehramt an Sonderschulen verliehen werden. Der Zugang dieser Lehr-
kräfte zu den Leitungsfunktionen an Gesamtschulen, Sekundarschulen und Gemeinschafts-
schulen war bereits vorher geregelt (siehe Nr. 1.3 der Vorbemerkungen zu den Landesbe-
soldungsordnungen).  
 
Die Ausnahmevorschrift in Satz 2 stellt klar, dass nur von der in Satz 1 bestimmten Schulstu-
fe oder Schulform abgewichen werden kann, nicht aber vom grundsätzlichen Erfordernis 
einer Lehramtsbefähigung.  
 
Zu Absatz 6 
 
Absatz 6 nennt weitere, über die Anforderungen nach Absatz 5 hinausgehende Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die für das Schulleitungsamt erforderlich sind. Die Neuregelung betont die 
Notwendigkeit der engen und vertrauensvollen Zusammenarbeit von Schulleitung und Schul-
träger (siehe auch § 59 Absatz 11). Die Aufzählung ist nicht abschließend.  
 
Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 66) 
 
Die Änderung dient dazu, den Status der vor allem im Ganztag tätigen, aber nicht in Anstel-
lungsträgerschaft des Landes stehenden pädagogischen und sozialpädagogischen Fachkräf-
te in der Schulmitwirkung zu stärken. Sie folgt damit der Empfehlung der Bildungskonferenz 
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vom 20. Mai 2011 zur Stärkung der Zusammenarbeit von Schule und außerschulischen Trä-
gern (siehe Kurzfassung der Empfehlungen, S. 24).  
 
Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 70) 
 
Redaktionelle Änderung. Fachdidaktische Grundsätze reichen weiter als fachmethodische 
Grundsätze und sind ihnen daher übergeordnet.  
 
Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 78) 
 
Mit der Neufassung des Absatzes 4 Satz 5 werden die Genehmigungsvoraussetzungen für 
die Errichtung von Ersatzschulen nicht verändert. Es wird lediglich die bereits bestehende 
Rechtslage klargestellt, dass öffentliche Schulträger sich nur durch bereits vorhandene, nicht 
aber durch noch zu gründende Ersatzschulen von ihrer Verpflichtung entlasten können, öf-
fentliche Schulen bedarfsgerecht zu errichten und fortzuführen.  
 
Zugleich wird mit dieser Klarstellung die Gewährleistungspflicht der öffentlichen Schulträger 
herausgestellt und dadurch die dritte Empfehlung der Bildungskonferenz vom 28. November 
2014 umgesetzt: 
 
„3. Empfehlung: Das Wahlrecht zwischen öffentlichen und privaten Schulangeboten im länd-
lichen Raum erhalten 
 
Es sollte gewährleistet sein, dass öffentliche Schulen überall erreichbar sind. Dabei ist die 
interkommunale Zusammenarbeit ein besonders wichtiges Instrument. 
 
Die Privatschulfreiheit bleibt unberührt.“ 
 
Der Landesrechnungshof hatte im Jahr 2012 kritisiert, Kommunen entlasteten ihre Haushal-
te, indem sie originäre Aufgaben im Bildungsbereich auf Ersatzschulträger und die Finanzie-
rung damit auf den Landeshaushalt verlagerten (siehe Landesrechnungshof Nordrhein-
Westfalen Jahresbericht 2012, S. 148 bis 152).  
 
Auch die Bildungskonferenz vom 28. November 2014 hat diese Fragestellung aufgegriffen 
und folgende Herausforderung formuliert „Soweit das eigene Schülerpotential für die Errich-
tung oder Fortführung einer Schule in alleiniger Trägerschaft nicht ausreicht, greifen Kom-
munen zum Teil zu der Lösung, eigene Angebote aufzugeben und freie Träger für die Ge-
staltung des örtlichen Schulangebotes zu finden. Dies erschwert den Schülerinnen und 
Schülern den Zugang zum öffentlichen Schulangebot.“ 
 
Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 80) 
 
Redaktionelle Korrektur. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 100) 
 
Es wird klargestellt, dass öffentlichen Schulträgern nicht nur die unmittelbare Trägerschaft 
einer Ersatzschule, sondern auch die Einflussnahme auf eine Ersatzschule und ihren privat-
rechtlich organisierten Träger versagt ist. Unberührt bleiben bloße Zuwendungen zur Eigen-
leistung, die die Ersatzschulträger zu erbringen haben.  
 
Durch die Beteiligung öffentlicher Schulträger an der Trägerschaft von Ersatzschulen würde 
die gesetzliche Differenzierung zwischen öffentlichen Schulen und Schulen in freier Träger-
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schaft umgangen. Diese ist jedoch wegen der unterschiedlichen Regelungen für öffentliche 
Schulen einerseits und Schulen in freier Trägerschaft andererseits (z.B. mit Hinblick auf die 
Befugnisse der staatlichen Schulaufsicht oder die Errichtung und Finanzierung von Schulen) 
von entscheidender Bedeutung. Den Gemeinden und Gemeindeverbänden ist die Errichtung 
und die Fortführung von Schulen nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen und §§ 78 ff. im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung aus 
Pflichtaufgabe übertragen worden.  
 
Zur Erfüllung dieser öffentlichen Aufgaben erhalten die Kommunen Steuern und Mittelzuwei-
sungen. Sie sind daher auch nicht Träger der Grundrechte aus Artikel 7 Absatz 4 Grundge-
setz und Artikel 8 Absatz 4 Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen einschließlich des 
Anspruchs auf staatliche Förderung. Diese Grundrechte schützen allein den Willen von El-
tern oder sonstigen nichtöffentlichen Initiativen, eine Schule in freier Trägerschaft zu errich-
ten und zu betreiben. 
 
Auch der Haushaltskontrollausschuss des Landtags hat am 18. Juni 2013 beschlossen: 
 
„[…] Zur Vermeidung von Entlastungseffekten zulasten des Landes hält es der Ausschuss 
für erforderlich, dass die gesetzlich vorgesehene Trennung zwischen den Trägern öffentli-
cher und privater Schulen zukünftig strikt eingehalten wird. […]“(APr 16/277). 
 
Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 102) 
 
Das Institut der Anstellung ist in den beamtenrechtlichen Regelungen nicht mehr vorgese-
hen. Darüber hinaus beruht auch das Beschäftigungsverhältnis von Planstelleninhaberinnen 
und Planstelleninhabern wie bei sonstigen Ersatzschullehrkräften auf vertraglichen Vereinba-
rungen. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 106) 
 
Der neue Absatz 12 übernimmt die Regelung des § 21 Absatz 3 des Haushaltsgesetzes 
2014. Die Vorschrift trägt dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 10. Oktober 2012 - IV ZR 
12/11 - Rechnung.  
 
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass die Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL) berechtigt ist, bei einem Ausscheiden eines Beteiligten grundsätzlich Gegen-
werte von diesen zu verlangen. Wenngleich in der Vergangenheit das Land ohne Anerken-
nung einer Rechtspflicht Gegenwertzahlungen geleistet hat, die infolge des Ausscheidens 
eines Ersatzschulträgers oder einer von ihm getragenen Ersatzschule aus der VBL entstan-
den sind, soll es künftig zur Absicherung der Ersatzschulträger auf der Grundlage einer ge-
setzlichen Ermächtigung entsprechende Garantieerklärungen abgeben können. Damit soll 
Ersatzschulträgern weiterhin die Möglichkeit gegeben werden, bei der VBL Zusatzversor-
gungen für ihre Lehrkräfte abzuschließen. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 107) 
 
Klarstellung. 
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Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 118) 
 
Zu Absatz 1 
 
Der neue Halbsatz dient dazu, in Zukunft das Missverständnis zu vermeiden, dass an aner-
kannten berufsbildenden Ergänzungsschulen staatlich anerkannte Abschlüsse erworben 
werden können. Ergänzungsschulen dürfen nur Bildungsgänge einrichten, die im öffentlichen 
Schulwesen nicht vorgesehen sind. Der Gesetzgeber wollte damit die berufsbildenden Er-
gänzungsschulen als Innovationsträger im Bildungsbereich unterstützen (siehe LT-Drs. 
13/3064 S. 5) und ihnen etwa ermöglichen, ein innovatives Ausbildungsangebot zu machen, 
das im öffentlichen Bereich nicht besteht. 
 
Im Anerkennungsverfahren genehmigt die obere Schulaufsichtsbehörde die Lehrpläne und 
Prüfungsordnungen. Mit der Anerkennung erhalten diese Schulen das Recht, nach geneh-
migten Prüfungsordnungen Prüfungen abzuhalten und eigene Abschlüsse zu vergeben. Bil-
dungsgänge und Abschlüsse der Berufskollegs können sie nicht anbieten. Dies bleibt den 
öffentlichen Schulen und den genehmigten Ersatzschulen gemäß §§ 100 ff. vorbehalten. 
 
Zu Absatz 4 
 
Die Regelung ist dem § 101 Absatz 7 nachgebildet. Sie stellt klar, dass sich die Anerken-
nung einer Ergänzungsschule erledigt, wenn für eine nennenswerte Zeit kein Schulbetrieb 
stattgefunden hat. Die Anerkennung muss neu beantragt werden, wenn die Schule weiter als 
anerkannte Ergänzungsschule betrieben werden soll. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 120) 
 
Redaktionelle Anpassung. Am 1. Januar 2009 wurde das ehemalige Landesamt für Daten-
verarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen (LDS NRW) mit den Gemeinsamen Gebiets-
rechenzentren (GGRZ) Hagen, Köln und Münster zusammengeführt. Es entstand der Lan-
desbetrieb Information und Technik. 
 
Zu Artikel 1 Nr. 20 (§ 121) 
 
Zu Absatz 1 
 
Die neuen Sätze 4, 5 und 6 treten im Interesse einer anwenderfreundlichen Regelung an die 
Stelle der bisherigen Verweisung in Satz 4.  
 
Zu Absätzen 2 und 3  
 
Siehe Begründung zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 120). 
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Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 124) 
 
Redaktionelle Korrektur. Aus der Begründung zu § 124 (LT-Drs. 13/5394, S. 134) ergibt sich, 
dass eine Übernahme des § 22 Absatz 2 Schulverwaltungsgesetz (SchVG) intendiert war.  
§ 22 Absatz 2 SchVG verwies seinerseits auf § 3 Absatz 2 und 3 SchVG. § 3 Absatz 2  
Satz 1 SchVG entspricht § 6 Absatz 4 SchulG. § 3 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 SchVG sind 
aber nicht mehr in § 6 SchulG, sondern in § 124 Absatz 4 SchulG verortet worden. 
 
Zur Änderung in Satz 2 siehe die Begründung zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 102). 
 
Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 132c) 
 
Mit dieser Ergänzung des Schulgesetzes wird die 8. Empfehlung der Bildungskonferenz vom 
28. November 2014 (siehe Begründung Allgemeiner Teil) umgesetzt. 
 
Die Regelung wird in den Zwölften Teil des Schulgesetzes im Abschnitt Übergangs- und 
Schlussvorschriften aufgenommen. Vor einer Verankerung im Zweiten Teil (Aufbau und 
Gliederung des Schulwesens) und im Achten Teil (Schulträger) soll erst die im Jahr 2011 
durch den Schulkonsens und das 6. Schulrechtsänderungsgesetz eingeleitete weitere Ent-
wicklung beim Umbau des Schulsystems abgewartet werden. 
 
Am Ende der Erprobungsstufe entscheidet die Klassenkonferenz, ob die Schülerin oder der 
Schüler den Bildungsgang in der gewählten Schulform fortsetzen kann (§ 13 Absatz 2  
Satz 1). Kommt an der Realschule die Wiederholung der Klasse 6 nicht in Betracht, geht die 
nichtversetzte Schülerin oder der nichtversetzte Schüler nach Wahl der Eltern in die Klasse 7 
der Hauptschule oder - sofern Aufnahmekapazitäten bestehen - der Gesamtschule oder der 
Sekundarschule über (§ 12 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Sekundarstufe I – APO-S I). Ferner kann aufgrund von § 50 Absatz 5 Satz 2 eine Klas-
se in der Regel nicht mehr als einmal wiederholt werden. 
 
Ohne ein örtliches Hauptschulangebot kann sich die Situation ergeben, dass für Schülerin-
nen und Schüler beim Wechsel der Schulform kein geeignetes Anschlussangebot in der nä-
heren Umgebung zur Verfügung steht. Aufgrund der demografischen Entwicklung und des 
Schulwahlverhaltens der Eltern verändert sich das Schulangebot. Dieses Problem wird sich 
in Zukunft immer häufiger stellen. Daher muss das örtliche Schulangebot so angepasst wer-
den, dass individuelle Bildungsverläufe gesichert werden und die Schülerinnen und Schüler 
ein Angebot in der Nähe ihrer Wohnung vorfinden (siehe Begründung Allgemeiner Teil). 
 
Zu Absatz 1  
 
Als Ausnahme zu § 15 können Schulträger an Realschulen den Bildungsgang der Haupt-
schule ab Klasse 7 einrichten, wobei der Unterricht in der Regel in binnendifferenzierter 
Form im Klassenverband der Realschule stattfindet. In diesem Fall können Schülerinnen und 
Schüler, die den Bildungsgang der Realschulen nicht erfolgreich fortsetzen können, an der 
Realschule verbleiben und dort einen Abschluss gemäß § 14 Absatz 4 erwerben. 
 
Voraussetzung ist, dass ein Hauptschulangebot aus folgenden Gründen nicht verfügbar ist: 
 

 Im Gebiet der Gemeinde, in der die Realschule angesiedelt ist, gibt es keine Haupt-
schule (mehr). 
 

 Zwischen der Gemeinde, in der die Realschule angesiedelt ist, und einer Nachbar-
gemeinde mit einem Hauptschulangebot besteht weder ein Schulverband noch eine 
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öffentlich-rechtliche Vereinbarung, mit der die Aufgaben des Schulträgers übertragen 
sind (Beschulungsvereinbarung). 
 

Für die Einrichtung des Bildungsgangs ist wie bei anderen schulorganisatorischen Entschei-
dungen ein Beschluss des Schulträgers erforderlich, der von der oberen Schulaufsichtsbe-
hörde zu genehmigen ist. Gemäß § 76 Absatz 1 Satz 2 ist die Schule (durch Beschluss der 
Schulkonferenz - § 65 Absatz 2 Nummer 22) vorher zu beteiligen. Die Initiative kann dabei 
auch von der Schule oder der Schulaufsichtsbehörde ausgehen. 
 
Zu Absatz 2 
 
Dieser Absatz regelt die Unterrichtsorganisation im Klassenverband der Realschule. Die pä-
dagogische Arbeit wird unter Verzicht auf schulformbezogene Klassen in heterogenen Klas-
senverbänden mit binnendifferenziertem und individualisiertem Unterricht fortgeführt.  
 
Unterricht in Form der äußeren Differenzierung kann ergänzend hinzukommen. Sie berück-
sichtigt die unterschiedlichen Anforderungen der Bildungsgänge der Realschule und der 
Hauptschule. Sie umfasst mindestens die Fächer Englisch, Mathematik und das Schwer-
punktfach des Wahlpflichtunterrichts. Dazu sollen die Schulen ein Differenzierungskonzept 
erarbeiten und im Schulprogramm verankern. Das Konzept stellt sicher, dass durch geeigne-
te Formen der Differenzierung und ein entsprechendes Wahlpflichtangebot die Standards mit 
Blick auf die unterschiedlichen Abschlüsse erfüllt werden.  
 
Für die Schülerinnen und Schüler im Bildungsgang der Hauptschule gelten die Versetzungs-
bestimmungen des § 25 APO-S I. Auf den Zeugnissen wird vermerkt, auf welchen Bildungs-
gang sich die Noten beziehen. 
 
Schülerinnen und Schüler dieses Bildungsgangs werden auf den Erwerb des Hauptschulab-
schlusses oder des Hauptschulabschlusses nach Klasse 10 vorbereitet. In der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung Sekundarstufe I ist zu regeln, dass auch der Erwerb des mittleren 
Schulabschlusses (Fachoberschulreife) möglich bleibt, der auch im Bildungsgang der Haupt-
schule vergeben wird (§ 14 Absatz 4). 
 
Zu Absatz 3  
 
Der Wechsel in den Bildungsgang der Hauptschule kann in folgenden Fällen not-wendig 
werden: 
 
- Am Ende der Klasse 6 wird eine Schülerin oder ein Schüler nicht in die Klasse 7 der Re-

alschule versetzt und die Klassenkonferenz hat entschieden, dass sie oder er den Bil-
dungsgang in der Realschule nicht fortsetzen kann (§ 13 Absatz 3 i.V.m § 12 Absatz 3 
APO-S I). 

 
- Eine Schülerin oder ein Schüler wurde zweimal in derselben Klasse nicht versetzt (§ 50 

Absatz 5 Satz 2). 
 
Zu Artikel 2 
 
Zu Absatz 1 
 
Absatz 1 regelt das Datum des Inkrafttretens des Gesetzes. Da das Bundesverfassungsge-
richt § 57 Absatz 4 Satz 3 für nichtig erklärt hat, darf die Vorschrift seitdem nicht mehr ange-
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wandt werden. Demgemäß tritt die insoweit getroffene Regelung bereits am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.  
 
Zu Absatz 2 
 
Aufgrund der aufwändigen Verfahren zur Bestellung der Schulleiterin oder des Schulleiters, 
namentlich der Beteiligung der Schulkonferenz und des Schulträgers, kann die Neufassung 
von § 61 nicht schon ab dem Inkrafttreten des Gesetzes angewendet werden. Vielmehr 
bedarf es eines Vorlaufs. Verfahren, die im Jahr 2015 begonnen worden sind, werden nach 
den Vorschriften des derzeit noch geltenden Rechts abgeschlossen. Ein Verfahren zur 
Bestellung der Schulleitung im Sinne dieses Absatzes beginnt, wenn die obere 
Schulaufsichtsbehörde den Schulträger und die Schulkonferenz um Zustimmung zu ihrem 
Ausschreibungstext bittet. 
 
 
Norbert Römer Armin Laschet Mehrdad Mostofizadeh 
Marc Herter Lutz Lienenkämper Sigrid Beer 
Eva-Maria Voigt-Küppers Klaus Kaiser Ali Bas 
Renate Hendricks  Petra Vogt Jutta Velte 
 
und Fraktion und Fraktion  und Fraktion 
 


